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„Die erhabene Idee, welche das Lebensprincip der Kämpfe 
des Papstthumes mit den Mächtigen der Erde bildet, ist, dass 
Christi Braut keine Sclavin sein darf." 

Erklärung Leos XIII. vom 4/ Juni 1885 
in der Antwort auf eine Adresse bei 
Gelegenheit des Ccntennariums von 
Gregor VUL 
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VORWORT. 



Jn vorliegender Studie soll die Frage untersucht und 
beantwortet werden, ob nach positivem Völkerrechte die sou- 
veräne Stellung Seiner Heiligkeit des Papstes durch die revo- 
lutionären Vorgänge in Italien beseitigt worden sei oder aber 
auch noch gegenwärtig in voller Kraft und Wirksamkeit be- 
stehe. Wir haben es demgemäß in der folgenden Darstellung 
wesentlich nur mit einer streng-wissenschaftlichen Rechtsfrage 
und mit keiner kirchlich - politischen Parteifrage zu thun. 
Die Untersuchung und Entscheidung der Rechtsfrage nöthigt 
allerdings zur Prüfung der Rechtsbeständigkeit der italie- 
nischen Annexion des Kirchenstaates, während jedoch die 
Eventualität der Wiederherstellung einer „weltlichen Macht*^ 
des Papstthumes nur anhangsweise als politisches Ergebnis 
der juristischen Deduction ins Auge gefasst werden darf 
und soll. 

Der Frage nach dem Fortbestande der Souveränetät Seiner 
Heiligkeit des Papstes, ungeachtet der revolutionären Vor- 
gänge in Italien, haben sich bislang in der deutschen Literatur 
mit Anmaßung und in Überstürzung vornehmlich die Alt- 
katholiken und die Akatholiken bemächtigt, wobei die Wort- 
führer der beiden Fractionen ^ es wohlweislich nicht unter- 
Ueßen, den rein rechtswissenschaflUchen Standpunkt ihrer 
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Auslassungen zu betonen und jedes confessionelle Interesse 
an der Auffassung und Behandlung der Frage abzuleugnen. 
So erklärt z. B. Bluntschli in seiner 1876 erschienenen 
„Studie" über „Die rechtliche Unverantwortlichkeit und Ver- 
antwortlichkeit des römischen Papstes'', dass die von ihm 
vertretene deutsche Wissenschaft „schon seit langer Zeit die 
gefärbte confessionelle Brille abgelegt habe und gewöhnt sei, 
in ihrem Streben nach Erkenntnis der Dinge sich nicht von 
den Geboten des Glaubens imd nicht von dem Ansehen kirch- 
licher Autoritäten, sondern lediglich von den Gesetzen des 
logischen Denkens und von den Regeln über sorgfältige Be- 
obachtung der Gegenstände der Prüfang leiten und bestim- 
men zu lassen". Und doch ist, wie jedem Unbefangenen 
bei Lesung der „Studie" Bluntschlis die Überzeugung 
sich aufgedrängt haben dürfte, gerade das Bluntschli'sche 
Elaborat ein in das Gift confessionellen Hasses eingetauch- 
ter Pfeil, der unter der erborgten Flagge der Wissenschaft 
gegen das Papstthum und dessen weltgeschichtlichen Beruf 
entsendet wurde. 

Dass die vorKegende Schrift gerade im jetzigen Augen- 
blicke vor die Öffentlichkeit tritt, dürfte kaum befremden, 
nachdem gewisse Vorkommnisse — wie z. B. die einschlagen- 
den Verhandlungen und Beschlussfassungen der „Katholiken- 
tage", der Besuch des deutschen Kaisers im Vatican und Quiri- 
nal und der Gegenbesuch des italienischen Königs in Berlin, 
sowie die daran geknüpfte Conjuncturalpolitik der Presse 
aller Erdtheile — in jüngster Vergangenheit die Frage nach 
der völkerrechtlichen Stellung Seiner Heiligkeit des Papstes 
wieder mehr als je in den Vordergrund der brennendsten Zeit- 
und Streitfragen gedrängt haben. Bei solchem Stande der 
Dinge dürften die folgenden Auseinandersetzungen nicht nur 
die juristischen Fachkreise, sondern auch alle Träger der all- 
gemeinen Bildung — und zwar insbesondere der katholischen 
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Welt — in hohem Grade interessieren. Möchte es uns gelingen, 
gegenüber den bodenlosen und anmaßenden Angriffen auf die 
heiligste und segensreichste Institution der Weltgeschichte 
dem Satze „Düigite veritatem, filiam Dei'* zum Siege mitzu- 
verhelfeu. Das walte Gott! 

Marburg in Steiermark, am Pfingstsonntage 1889. 



PROF. PETEE EESCH. 



EINLEITUNG. 



I. Die Auffassungen des Souveränetätsbegriffes durch die 
Leugner der päpstlichen Souveränetät. 

Ein ünicum in ihrer Art ist sicherlich die Methode, nach 
welcher bislang in der völkerrechtlichen Literatur die Frage 
nach der „Souveränetät Seiner Heiligkeit des Papstes in der 
Gegenwart'^ behandelt wurde. 

Im wesentlichen äußerte sich die Methode darin, dass 
die päpstliche Souveränetät in Anbetracht des „Unterganges 
der weltlichen Herrschaft des Papstthumes" verneint wurde : 
in Gnaden fügten hiebei manche — und zwar namentlich 
altkatholische und akatholische — Universitätsjuristen hinzu, 
dass man — unter gewissen Cautelen (!) — diejenigen „Privi- 
legien'^ als völkerrechtlich zulässig anerkennen möge, welche 
das italienische Garantiegesetz vom 13. Mai 1871 als zu Recht 
bestehend anerkannt habe. 

So erklärt Geffcken in der achten Ausgabe von Heffters 
Völkerrecht (§ 41, Note 1): „Der Papst ist seit dem Verluste 
des Kirchenstaates nicht mehr Souverän; er genießt zwar 
manche Rechte, die sonst nur Souveränen zustehen (Unver- 
letzlichkeit, Gesandtschaftsrecht u. s. w.) : aber wenn er in diesen 
Beziehungen als Souverän behandelt wird, so ist er doch nicht 
mehr Souverän, soweit er weder Gebiet noch Unterthanen hat". 
In gleichem Sinne bemerkt Geffcken in seiner Abhandlung 
über „Die völkerrechtliche Stellung des Papstes" in Holtzen- 
dorffs „Handbuch des Völkerrechtes" (1887, H. § 36), dass 
der Papst „bis 1870 als Regent des Kirchenstaates zugleich 
Souverän war und auch nach Verlust der weltlichen Macht 
gewisse Rechte ausübt, welche sonst nur den Inhabern der 

Bosch, Papstthum un<l Völkerrecht. i 



Souveränetät zustehen." Die ähnliche Äußerungsweise bringen 
die meisten anderen neuesten Völkerrechtslehrer in mißbräuch- 
liche und insbesondere unjuristische Anwendung (wie z. B. 
Härtens, Völkerrecht, 1886, ü. § 30). 

II. Insbesondere die Unterscheidung Bluntschlis zwischen 
eigentlicher Souveränetät und päpstlicher Souveränetät. 

Die deutlichste Kennzeichnung des hiemit bezeichneten 
Stand- und Ausgangspunktes gibt Bluntschli in seiner bereits 
citierten Studie. 

Det" „gefeierte" Jurist, dessen Bedeutung übrigens auf 
dem Grebiete des deutschen Privatrechtes durch den jetzigen 
Cultus- und Unterrichtsminister Sachsens längst zermalmt war 
vor dem weltkundigen Devastationsprocesse Bluntschlis durch 
Vermengung philosophischen und positiven Rechtes auf dem 
G-ebiete des Völkerrechtes, unterscheidet nämlich „eigentliche 
Souveränetät" mid „päpstliche Souveränetät", indem er erklärt: 
„Die eigentliche Souveränetät ist unzweifelhaft ein staatsrecht- 
licher, kein religiöser und kein kirchlicher Begriff. Souveränetät 
heißt oberste Staatsgewalt, höchste Staatswürde : man schreibt 
sie den Monarchen als souveränen Personen deshalb zu, weil 
dieselben verfassimgsmäßig als Inhaber und Träger der Staats- 
gewalt und gleichsam als eine Personification der Staatsmajestät 
betrachtet werden. Auf diese staatliche Souveränetät hatte der 
Papst früher als Staatshaupt des Kirchenstaates einen Anspruch ; 
aber er hat seit der Säcularisation des Kirchenstaates aufge- 
hört, Staatshaupt zu sein, und kann in diesem eigentlichen 
Sinne nicht mehr als eine souveräne Person angesehen wer- 
den. — Wenn aber schon in früheren Zeiten vor der Grün- 
dung des Kirchenstaates die Päpste eine souveräne Würde 
behauptet haben und auch heute noch, nach Verlust des 
Kirchenstaates, ihnen ein derartiges Privilegium gewährt wird, 
so beruht jener Anspruch und diese Gewährung von altersher 
auf ihrer kirchlichen, nicht auf ihrer staatlichen Stellung. Als 
Kirchenhäupter, nicht als Staatshäupter, als Päpste, nicht als 
Könige verlangten sie den ersten Platz in der Gesellschaft 
der Fürsten. Als Kirchenhäupter entsandten sie ihre Legati, 



Nuntii und Internuntii an die weltlichen Höfe; in derselben 
Eigenschaft verhandelten sie über die Concordate, deren Inhalt 
keinen Bezug auf das Patrimonium des heiligen Petrus, noch 
auf die Bewohner des Kirchenstaates, sondern nur auf die 
Rechte und Pflichten der römischen Kirchenämter und der 
Katholiken hat. — Die kirchliche Souveränetät, welche die 
Päpste behaupten, ist kein Begriff weder des Staatsrechtes, 
noch des Völkerrechtes, so wenig als der Anspruch eines 
großen Philosophen, die höchste wissenschaftliche Autorität 
zu sein. Die privilegierte Ausnahmestellung des Papstes, seine 
Exemtion von den weltlichen Behörden, seine Immunität, die 
völlige Freiheit seiner kirchlichen Functionen und seines Ver- 
kehres, die souveränen Ehren und Vorrechte werden dem 
Papste nicht um irgend einer Rechtspflicht der Staaten willen 
von diesen zugestanden, sondern in der Absicht, seinen welt- 
geschichtlichen und universellen Beruf des Kirchenhauptes 
einer Weltkirche zu ehren und zu schützen und dadurch auch 
den Wünschen und den Meinungen der katholischen Bevöl- 
kerung eine wohlwollende Befriedigung zu gewähren. Die 
Stellung des römischen Papstes ist einzig in der Welt: sie 
hat nur in dem Glauben der Buddhisten an die Incamation 
von Buddha in dem Dalai-Lama ein unvollständiges Gegenbild." 
Auf die missglückten Versuche Bluntschlis, seine 
Unterscheidung zwischen eigentlicher Souveränetät und päpst- 
licher Souveränetät wissenschaftlich zu begründen, kann ge- 
radeso wie auf die Argumentationen der Parteigänger des 
„gefeierten" Juristen erst an späterer Stelle eingegangen 
werden. 

III. Die richtige Formulierung der Fragestellung. 

Aus vorstehenden kurzgefassten Darlegungen ergibt sich 
von selbst, dass die Leugner der päpstlichen Souveränetät 
nur eine mit einer weltlichen Herrschaft über Land und Leute 
oder über Staatsgebiet und Staatsunterthanen verbundene Herr- 
schaft als Souveränetät anerkennen und dass sie jeden anderen 
Begrifif der Souveränetät aus der Reihe insbesondere der 
völkerrechtlichen Begriffe ausschließen. Die Rechnung ist 
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sodann ganz einfach: der Papst ist mit der Herrschaft über 
den Kirchenstaat auch seiner Souveränetät schlechtweg ver- 
lustig gegangen. Und doch verhält es sich mit der Sach- und 
Rechtslage ganz und gar anders. 

An die Stelle des „Roma locuta, res finita est*^ wird 
niemals ein altkatholisches oder akatholisches Interdict treten. 
Die "Welt wird nagh Jahrhunderten und Jahrtausenden noch 
vor einer Souveränetät Seiner Heiligkeit des Papstes sich 
beugen, während Altkatholicismus und Akatholicismus dann 
aus dem Gewissen der Menschheit sich geradeso ausgebürgert 
haben dürften, wie — nach altdeutscher Redeweise — 
„der Fluch sich hinauswindet aus der Seele eines zornigen 
Mannes". Verbleiben wir übrigens bei der Gegenwart und 
vernichten wir die Leugnung der päpstlichen Souveränetät 
in ihren angeblichen und vermeintlichen Grundlagen! 

Die Doppelfrage, mit welcher wir es nach den bisherigen 
Auseinandersetzungen zu thun haben, geht dahin: 1. Ist der 
Papst infolge der italienischen Usurpation der Jlerrschaft über 
den Kirchenstaat in der That jener Souveränetät verlustig 
gegangen, als deren Voraussetzung und Vorbedingung die welt- 
liche Herrschaft über Land und Leute oder Staatsgebiet und 
Staatsunterthanen gilt? 2. Ist es denn wirklich eine zu Recht 
bestehende "Wahrheit, dass — diesem Souveränetätsbegriffe 
gegenüber — das Völkerrecht keinen anderen, durch Gewohn- 
heits- oder Vertragsrecht sanctionierten Souveränetätsbegriff 
anerkennt? — Der Prüfung und Entscheidung dieser Doppel- 
frage widmen sich die beiden ersten Capitel der vorliegenden 
Studie. — Ein drittes Capitel zieht die Consequenzen aus den 
in den beiden ersten Capiteln erzielten Ergebnissen und kenn- 
zeichnet die gegenwärtige Sach- und Rechtslage mit besonderer 
Rücksicht auf die Bedeutung des italienischen Garantiegesetzes 
vom 13. Mai 1871. 



Erstes Capitel. 

Die italienische Usurpation der Herrschaft über den Kirchen- 
staat und die Frage des Fortbestandes der päpstlichen Sou- 
veränetät im Sinne einer durch die Herrschaft über Land 
und Leute oder über Staatsgebiet und Staatsunterthanen 

bedingten Souveränetät. 



J. Geschichtliche Reminisceuzen. 

Als Geburtstag der römischen Frage in deren heutiger 
Ausgestaltung hat der Neujahrstag 1859 zu gelten: ihr Vater 
war der gekrönte Verschwörer, dem ein Q-ottesgericht „den 
Rhein zum Rothen Meere werden ließ", den Sohn dem Keulen- 
schlage eines Wilden opferte und die Gattin zur Niobe der 
Gegenwart verdammte. 

Am 3. Mai 1859 hatte Napoleon III. die ausdrückliche 
Erklärung abgegeben, dass der beginnende Krieg die päpst- 
liche Herrschaft nicht stürzen, sondern von fremdem Drucke 
befreien und durch Geltendmachung der „legitimen" Interessen 
Ordnung schaffen soUe. Dem französischen Siege in der Schlacht 
bei Magenta am 4. Juni 1859 folgten aber Empörung und 
Abfall der Legationen auf dem Fuße. Einer Deputation dieser 
Provinz erwiderte der französische Kaiser, dass sein sieg- 
reiches Heer dem freien Ausdrucke „legitimer" Wünsche kein 
Hindernis in den Weg legen werde, worauf der König von 
Sardinien nicht zögerte, „ungeachtet seiner tiefen Ehrfurcht 
vor dem heiligen Vater" einen General -Commissär nach Bo- 
logna zu entsenden behufs Einrichtung einer neuen Admini- 
stration. — In den Friedens - Präliminarien von Villafranca 
(11. Juli 1859) wurde vereinbart, dass Italien einen Staaten- 
bund bilden solle unter dem Ehrenvorsitze des Papstes. Der 



Frieden zu Zürich (10. November 1859) bestätigte die Präli- 
minarien von Villafranca. Der italienische Staatenbund unter 
dem Ehrenvorsitze des Papstes behauptete sich jedoch nur 
auf dem Papiere, indem Victor Emanuel am 18. März 1860 
die „Annexion" der römischen Legationen proclamierte und 
schon am 28. März seine Truppen in die „annexierte" Provinz 
einrücken ließ. — Charakteristisch für die infame Politik des 
Napoleoniden in der römischen Frage ist ein vorher ergangenes 
und am 11. Jänner 1860 durch den „Moniteur" veröiFentlichtes 
Schreibendes französischen Kaisers an Papst Pius IX., worin 
der Schirmherr der legitimen Interessen Seiner Heiligkeit die 
einfache Verzichtleistung auf die Legationen gegen Garantie 
des Restes vom Kirchenstaate zumuthet. „Die Cession einer 
Provinz," vermeinte und äußerte sich der Kaiser, „die seit fünfzig 
Jahren so viele Schwierigkeiten verursache, würde Europa 
beruhigen." In Umdrehung des Argumentes erwiderte jedoch 
der Papst mit feiner Ironie: „Wer kann die seit siebzig Jahren 
in Frankreich vorgekommenen Umwälzungen aufzählen? und 
dennoch, wer wird der großen französischen Nation sagen, 
dass die Verengerung ihrer Grrenzen für die Ruhe Europas 
nothwendig sei?'^ 

Die Expedition Garibaldis gegen das Königreich beider 
Sicilien bot der Turiner Regierung, an deren Spitze seit dem 
21. Jänner 1860 wieder Graf Cavour stand, den ersehnten 
Vorwand zum erneuten Angriffe auf die weltliche Macht des 
Papstthumes. — Am 7. September heischte das Turiner Mini- 
sterium vom Papste die Auflösung seiner Truppen; am 8. Sep- 
tember überschritt General Masi mit seinen „Tiberjägem" 
die päpstliche Grenze im Ghianathale und rückte gegen Orvieto 
vor; am 11. September fielen Fanti und Cialdini in die 
Mark Ancona und in Umbrien ein. Am 18. September 1860 
wurde die kleine päpstliche Armee durch die sardinische Über- 
macht bei Castelfidardo erdrückt und zersprengt, worauf — 
von Fanti zu Lande und durch Persano, den Helden von 
Lissa, zur See bedrängt — am 29. September Ancona capi- 
tulieren musste. — Durch den Tag von Castelfidardo fand 
der Papst seine Herrschaft auf das im engeren Sinne soge- 
nannte Patrimonium Petri oder auf ein Drittel des bisherigen 



Kirchenstaates beschränkt. Der Kirchenstaat umfasste nun an- 
statt eines von drei Millionen bevölkerten Gebietes ein von 
beiläufig Siebenhunderttausend bewohntes und größtentheils 
aus brachliegenden Weidetriften, Sumpfland und unwegsamem 
Gebirge bestehendes Territorium. Im übrigen erklärte die 
Turiner Regierung — ehrlich und großmüthig wie immer — 
zu gleicher Zeit, dass sie Rom und sein Territorium verschonen 
werde, und dass, „wäre es nöthig, die Piemontesen mithelfen 
würden, die Residenz des heiligen Vaters vor jedwelchem An- 
griffe oder jedwelcher Bedrohung zu schützen, weil die Re- 
gierung des Königs die großen Interessen Italiens stets mit 
der dem Oberhaupte der Kirche schuldigen Ehrfurcht in Einklang 
zu bringen wissen werde." 



* * 



In eine neue Entwickelungsphase trat die römische Frage 
im Jahre 1864, nachdem inzwischen VictorEmanuel(18. Fe- 
bruar 1861) als König von Italien proclamiert, Graf C a v o u r 
durch den Todesengel (6. Juni 1861) vor einen höheren Richter 
abberufen und Garibaldi (2. August 1862) bei Aspromonte 
an der Südspitze Italiens verwundet und gefangen worden 
war. Am 15. September 1864 kam nämlich zwischen Frank- 
reich und Italien eine auf das Patrimonium Petri bezügliche 
Convention zustande. Durch diese vielerörterte September- 
Convention wurde (neben der Erhebung von Florenz zur Haupt- 
stadt Italiens) die allmähliche Entfernung der französischen 
Besatzung aus Rom, beziehungsweise die Verlängerung der 
Occupationsdauer auf noch zwei Jahre, festgesetzt, während 
die italienische Regierung den Schutz des Patrimonium Petri 
gegen jeden fremden Einfall übernahm. — Im December 1866 
nahm G o y o n s Nachfolger, Graf Montebello, die Tricolore 
von den Wällen der Engelsburg und Civitavecchias herab. — 
Victor Emanuel erklärte sodann in seiner Thronrede von 
1866, dass, nachdem die französischen Truppen in Gemäßheit 
der September-Convention aus Rom zurückgezogen seien, die 
italienische Regierung kraft desselben Vertrages das päpst- 
liche Gebiet respectieren werde. 

Gleichwohl erfolgte — und zwar unter Connivenz des 
Ministeriums Rattazzi — schon im September 1867 jener 
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Angriff und EinfaU Garibaldis, „der die Freibeuter bis vor 
die Thore Roms führte, welche eine Verschwörerbande ihnen 
zu öffnen bereit stand." Napoleon III. erklärte jedoch die 
September-Convention für gebrochen und sandte dem Papste 
eine Hilfsarmee. General de Failly vereinigte sich mit den 
päpstlichen Truppen unter dem General Kanzler und besiegte 
die Flibustier bei Mentana (3. November 1867). 

Nach dem schmachvollen Ausgange der glorreichen Ex- 
pedition erhielt Rom neuerdings eine französische Besatzung. 

* * 

Am 2. August 1870 erfolgte von Seite Frankreichs die 
Anzeige, dass die französische Besatzung abberufen sei und 
somit die September-Convention wieder in volle Kraft trete. 
Der italienische Minister des Auswärtigen erwiderte hierauf in 
seiner Depesche vom 4. August an den Gesandten in Paris, 
dass die italienische Regierung ihrerseits sich genau an die 
in den Abmachungen von 1864 begründeten Verpflichtungen 
halten werde, während der König selbst in einem an Na- 
poleon m. gerichteten Schreiben die noch bestimmtere Er- 
klärung abgab : „Monsieur *mon frere ! V. M. J. m'annonce 
son desir d'exe cuter de son cote la Convention du 20 Sep- 
tembre 1864, dont mon gouvemement accomplit exactement 
les obligations. L'Italie comptant toujours de la part de V. M. J. 
sur la determination qu'elle veut bien prendre aujourd'hui, n'a 
Jamals denonce la Convention du 20 Septembre. V. M. J. ne 
peut pas donc d outer qu'elle n'en continue pas ä en remplir 
les clauses, confiante dans une juste reciprocite de la France 
a observer ses propres engagements." Auch im Parlamente 
verkündigte damals die italienische Regierung, dass sie die 
päpstlichen Staaten weder selbst angreifen noch angreifen 
lassen werde. 

Wenige Wochen später, nachdem am 1. September die 
Schlacht von Sedan geschlagen und am 4. September der 
kaiserliche Thron zertrümmert worden war, warf dieselbe Re- 
gierung dem ohnmächtigen Frankreich den zerrissenen Sep- 
tember-Vertrag vor die Füße und ließ ihre Truppen in das 
römische Gebiet einrücken, um Rom selbst anzugreifen, — 



Nur behufs Constatierung seiner Vergewaltigung befahl der 
Papst die Vertheidigung der ewigen Stadt. Noch in letzter 
Stunde, während die italienischen Heeresabtheilungen schon 
in Bewegung waren, sandte der König den Q-rafen Ponza 
di San Martino zum Papste mit einem Briefe vom 8. Sep- 
tember, worin er Seine Heiligkeit um die Erlaubnis bat, jene 
Punkte besetzen zu dürfen, die für die Sicherheit des Papstes 
und den Bestand der Ordnung nothwendig seien. Pius IX. 
gewährte dem Gesandten einen huldvollen Empfang und erör- 
terte mit demselben ruhig die Verhältnisse; als aber Graf 
Ponza di San Martino die Versicherung abgab, dass Italien 
die Unabhängigkeit und Souveränetät des päpstlichen Stuhles 
garantieren werde, erklärte Seine Heiligkeit in tiefer Ent- 
rüstung: „Ich traue euch nicht; im Namen Jesu Christi sage ich 
euch, ihr seid insgesammt getünchte Gräber!" — Am 20. Sep- 
tember hielt der gekrönte Usurpator unter dem Jubelgeheule 
des Pöbels seinen Einzug in Rom. Im Jänner 1871 beschlossen 
die Kammern die Verlegung des Regierungssitzes nach der 
neuen Hauptstadt des Königreiches Italien. Am 27. No- 
vember 1871 wurde das Parlament auf dem Monte Oitorio 
durch eine Thronrede eröffnet, in welcher der König das Werk 
seines Lebens für vollendet erklärte! 

Der Moment war gekommen, den Alfred von Reu- 
mont 1871 in seiner geistreichen urd formenschönen Streit- 
schrift „Pro Romano Pontifice" mit den Worten kennzeichnete: 
„Dem Könige und seiner Regierung trotzend, ein Parlaments- 
mitglied in spe, spaziert Giuseppe Mazzini gemüthlich 
einher auf den Stätten seiner vierzigjährigen Oonspirationen, 
um, wie es in Devils walk heißt, zu schauen, wie seine Actien 
stehen. Der letzten Handbreit eines tausendjährigen Reiches 
beraubt und unter königliche Curatel gestellt, seinem eigenen 
Worte zufolge ein Gefangener, sitzt imVatican Pius IX." 

II. Kritische Bemerkungen zu den geschichtliclien 

Reminiscenzen. 

Nachdem wir uns bisher jeder Kritik derjenigen Vor- 
gänge enthalten haben, durch welche die italienische üsiu:- 
pation der Herrschaft über den Kirchenstaat in Scene gesetzt 
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wurde, obliegt uns nunmehr die Aufgabe der Prüfung und 
Entscheidung der Rechtsfrage, ob die betreffenden Vorgänge 
mit den anerkannten und unbestrittenen Grundsätzen des posi- 
tiven VölkeiTechtes sich vereinbaren lassen? — Man sollte in 
der That annehmen dürfen, und zwar im Interesse der Würde 
modemer Jurisprudenz, dass über die Völkerrechtswidrigkeit 
der italienischen Annexion des Kirchenstaates irgend welcher 
Zweifel absolut nicht bestehen könne. Die Geschichte dieser 
Annexion, wie dieselbe schlicht und actenmäßig in Kürze vor- 
getragen worden ist, identificiert sich ja denn doch von selbst 
mit einer Geschichte von Völkerrechtswidrigkeiten, welche in 
solcher consequenten Fortsetzung und außerdem mit dem 
eklichen Zusätze raffiniertester Heuchelei und erbärmlichster 
Lügenhaftigkeit ^— zu Ehren der Menschheit und des Rechtes 

— seit Jahrtausenden noch nie vorgekommen sind. Man drückt 
dieselbe Anschauung etwas diplomatisch feiner, jedoch kaum 
minder unverblümt, aus, wenn man sagt, dass das italienische 
Gouvernement in der barbarischen Vergewaltigung des Papst- 
thumes auf jedwedem Schritt und Tritt das Unglück gehabt 
habe, seine Zusagen als hinfällig erachten zu müssen, ehe 
noch die Tinte trocken war, mit der sie geschrieben waren. 

— Wie es jedoch zu allen Zeiten Elende gegeben hat, welche 
schnöde das Recht verleugneten, um feig sich vor der Gewalt 
zu beugen, so hat es auch in dieser größten Frage des neun- 
zehnten Jahrhundertes nicht an Individuen gemangelt, die es 
nach den Lorbeem eines Ephialtes oder eines Judas und der- 
gleichen Consorten gelüstete und das Wort des großen Weisen 
von Königsberg vergaßen, dass, wenn das Recht untergeht, 
es keinen Wert mehr hat, dass Menschen auf der Erde leben. 

Zwei Einreden sind insbesondere gegen die Behauptung 
der Völkerrechtswidrigkeit der italienischen Annexion des 
Kirchenstaates erhoben worden. Die eine und erste Einrede 
stützt sich auf ein „nationales Recht auf Rom" ; die andere 
und zweite Einrede stützt sich auf die „nationale Pflicht des 
Schutzes von Rom gegen den Druck des Papstes". Beide 
Einreden sind völkerrechtlich unhaltbar und * hinfällig : sie 
stigmatisieren sich von selbst als revolutionäre Leugnung des 
Völkerrechtes. — Was zunächst die erste Einrede anbelangt, 
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so muss denn doch anerkannt werden, dass die päpstHclie 
Souveränetät geradeso gut wie die Souveränetät Victor 
Emanuels eine italienische war, vielleicht mit dem kleinen 
Unterschiede der Ursprungspriorität der ersteren. Im übrigen 
ist das sogenannte „Nationalitätsprincip*^ überhaupt kein völker- 
rechtlich anerkanntes Princip : dasselbe würde vielmehr, wenn 
es je die allgemeine Anerkennung fände, alles Völkerrecht 
illusorisch machen, wie es denn auch bisher thatsächlich nur 
als rechtlicher Deckmantel für Rechtswidrigkeiten missbraucht 
worden ist. Treffend erklärt Alfred von Reumont (1871): 
„Wenn das heutige Königreich Italien befugt ist, einem legi- 
timen Souveräne mitten im Frieden seinen Staat zu nehmen, 
weil der Boden dieses Staates italienischer Boden ist, weil 
Italien groß und mächtig, dieser Staat klein und schwach ist, 
so kann morgen Spanien Lissabon und Oporto reclamieren, 
Frankreich das wallonische Belgien, Deutschland die germa- 
nischen Niederlande, so fällt die Schweiz ohne Widerrede 
ihren drei Nachbarn anheim. Wenn, imi dem Nationalitäts- 
principe gerecht zu werden, welches die Thronrede Victor 
Emanuels vom B. December in Anspruch nimmt, das 
Königreich Italien den Rest des päpstlichen Q-ebietes für sein 
Eigenthum erklären muss, so muss es morgen von den Eng- 
ländern Malta fordern, von den Franzosen Corsica und das 
erst gestern verhandelte Nizza, so muss es die im Jahre 
1848 begonnene Spoliation des Fürsten von Monaco vollenden 
und sich gegen alle Nachbarn, die italienisch redende Unter- 
thanen haben, in Kiiegszustand versetzen. Wenn das genannte 
Princip den Ausschlag gibt, so dürfen wir Deutsche uns nicht 
über den Raub der lothringischen Bisthümer durch Hein- 
rich n. beklagen, so erfällten Heinrich IV. der fran- 
zösischen Nation gegenüber eine heilige Pflicht, indem er die 
Bresse, Ludwig XIII. und Ludwig XIV., indem sie Artois, 
französisch Flandern und Hennegau, sowie die Franche-Oomte, 
die Revolution von 1789, indem sie Avignon wegnahmen; 
Ludwig XV. hätte sich den Tractat in Betreff Lothringens, 
Napoleon HI. den savoyischen Schacher ersparen können, 
da ja diese Länder zu Frankreich gehörten und nur occupiert 
zu werden brauchten. Wohin das führt, ist klar. Ein Souverän 
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mag mächtig oder schwach sein, dasselbe Recht ist solidarisch 
für alle. Ist es anders, so gehen wir einer Herrschaft des 
Faustrechtes entgegen, denn nie wird man dahin gelangen, 
territoriale Fragen so zu entscheiden, dass nicht irgend eine 
selbstische oder revolutionäre Theorie zu remonstrieren haben 
sollte, umsomehr, als nichts auf der "Welt Eevolutionstheorien 
an Absolutismus und Pedanterie den "Weg abläuft." — Die 
zweite Einrede gegen die Behauptung der Völkerrechtswidrig- 
keit der Annexion des Kirchenstaates betrifft sodann, wie 
schon erwähnt, die angebliche nationale Pflicht, Rom zu 
schützen gegen den Druck der päpstlichen Herrschaft. Die 
hiemit bezeichnete Einrede ist noch unhaltbarer, als die Be- 
rufung der italienischen Regierung auf das nationale Recht 
auf Rom, weil — bei selbst zugestandener Reformbedürftigkeit 
der römischen Verwaltungszustände — gerade die unter der 
Ägide der italienischen Regierung erhobenen und fortgesetzten 
äußeren Angriffe auf den Kirchenstaat jedweder Verbesserung 
der inneren Verhältnisse planmäßig und in diabolischer Be- 
rechnung den Weg abschnitten. Wozu käme man übrigens, 
wenn etwaige wirkliche oder fingierte Misstände in der inneren 
Verwaltung eines Staates die beKebige Intervention eines 
jfremden Staates rechtfertigen würde; dann müsste der König 
von Italien wegen des irischen Elendes an England, wegen 
des brutalen Nihilismus an Russland und wegen des infamen 
Anarchismus in Frankreich an diese „glorreiche Republik" 
den Krieg erklären. 

Kein Rechtsgrund ist zu erfinden, welcher die italienische 
Usurpation der Herrschaft über den Kirchenstaat auch nur im 
Atome zu beschönigen vermöchte. — Nicht einmal ein poli- 
tisches Raisonnement konnte — wenigstens zur Rechtfertigung 
der Krönung des Gebäudes oder der Spoliation von Rom — 
in das Treffen geführt werden. Männer, wie Azeglio, Gino 
Capponi, Menabrea, Jacini und Alfieri, unterzogen 
die Beweggründe, welche das Ministerium Lanza nach Rom 
leiteten, einer scharfen Kritik. Es war insbesondere Azeglio, 
welcher die „Romomanie" geißelte und stigmatisierte. — 
Übrigens hatte schon 1849 Cesare Balbo, der Verfasser 
der „Speranze d' Italia", in der Turiner Deputiertenkammer 
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erklärt: „Die Bestimmung Italiens ist seit achtzehn Jahrhun- 
derten, das Centrum der Christenheit zu sein. Zerstört Ihr 
dieses Centrum, so werden nicht ich, noch Ihr, nicht irgend 
jemand auf der Welt eine neue Aufgabe ausfindig machen 
flir unser Vaterland. Den Mittelpunkt der religiösen Einheit 
zu bilden, ist eine uralte und großartige Bestimmung, deren 
Bedeutung von Tag zu Tag zunimmt. Entfremden wir uns die 
Sympathien unserer Brudervölker nicht, indem wir in unserer 
Mitte zerstören, was dieselben bei uns zunächst schätzen, was 
das festeste Band bildet zwischen ihnen und uns, was sie 
als unsere besondere Aufgabe zu Nutz und Frommen der 
christlichen Republik zu betrachten gewohnt sind, welche jede 
Nation nach Kräften fördern soll. Die Gefahren aber, welche 
durch die Decentralisierung des Papstthumes — Folge der 
Vernichtung der weltlichen Herrschaft — für die gesammte 
Christenheit heraufbeschworen werden, sind religiös wie social 
und politisch für Italien am größten. Die weltliche Herrschaft 
ist der katholischen Religion als solche der Theorie nach nicht 
unentbehrlich, aber ihre Vernichtung würde für die Religion, 
für die Civilisation, für Italien, für Rom verderblich sein." 

111. Juristisches Ergebnis. 

Die Beantwortung der Frage, ob Seiner Heiligkeit dem 
Papste auch nach der italienischen Usurpation der Herrschaft 
über den Kirchenstaat noch die Souveränetät im Sinne einer 
durch die Herrschaft über Land und Leute oder über Staats- 
gebiet und Staatsunterthanen bedingten Souveränetät zukomme, 
erledigt sich hienach von selbst in bejahender Weise. Die 
italienische Regierung ist, soweit sie sich auf den Kirchenstaat 
erstreckt, lediglich eine de facto Regierung, deren Existenz 
so wenig mit dem Völkerrechte übereinstimmt, als der Besitz 
des Straßenräubers mit dem Strafrechte. Gegenüber der völker- 
rechtswidrigen de facto Regierung des italienischen Usurpators 
besteht die päpstliche Souveränetät noch heute zu Recht, ob- 
wohl sie dermalen als eine latente oder als eine nicht effective 
erscheint. 

Anders würde sich die Sach- und Rechtslage ausschließ- 
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Kell nur dann gestalten, wenn Seine Heiligkeit der Papst das 
widerrechtlicli Geschehene oder den durch brutale Vergewal- 
tigung revolutionär erzwungenen Zustand durch Abdication 
oder Resignation jemals irgendwie anerkannt hätte. Eine der- 
artige Anerkennung ist aber niemals eingetreten. Die päpst- 
liche Regierung hat umgekehrt gleich von Anfang an gegen 
die himmelschreiende Völkerrechtswidrigkeit ihrer Spoliation 
durch die italienische Usurpation vor Gott und. der Welt pro- 
testiert. — Der Cardinal- Staatssecretär Antonelli erklärte 
schon in seinem Circularschreiben vom 8. November 1870 die 
Occupation Roms als „une oeuvre de destruction du catholi- 
cisme, la negation du principe de Tautorite supreme du Pon- 
tife et de la liberte de TEglise; une oeuvre qui rend impos- 
sible d'elle-meme toute conciliatiou dans le sens entendu et 
voulu par le gouvernement de Florence". Und an dem näm- 
lichen Tage, an welchem der König in seiner Thronrede bei 
Eröffnung des ersten italienischen Parlamentes in Rom voll 
süßer Heuchelei die Hoffnung ausdrückte, dass, bei sorgfältiger 
Wahrung der vollsten Unabhängigkeit der geistlichen Autorität, 
Rom zugleich die Hauptstadt Italiens und der friedliche und 
verehrte Sitz des Papstthumes werden möge, erwiderte PiusIX. 
in gewissenhafter Ehrlichkeit, „es sei keine Versöhnung möglich 
zwischen Christus und Belial, Licht und Finsternis, Wahrheit 
und Lüge". In dieser Rechtsstellung verharrend und sich als 
„sub hostili dominatione constitutum" bezeichnend, erneuerte 
Pius IX. die Excommunication, die er 1860 gegen alle Theil- 
nehmer an der Besetzung der Legationen und Marken aus- 
gesprochen hatte. — Es ist weltbekannt, dass auch Leo XIII. 
an dem Rechtsstandpunkte seines erhabenen Vorgängers auf 
dem päpstlichen Stuhle unentwegt in der seiner heiligen Kirche 
schuldigen Treue festhält, dass er in Bezug auf die Aner- 
kennung der italienischen Usurpation jedes Zugeständnis stets 
und bestimmt abgewiesen und schon in der Allocution vom 
März 1884 als völkerrechtlich feststehend den Grundsatz pro- 
clamiert hat, wonach die weltliche Herrschaft des Papstes 
auiJer ihrem legitimen Ursprünge und ihrem klaren Rechte 
auch noch einen eigenartigen Charakter besitze, der keiner 
anderen Regierung zukomme, weil dieselbe die sichere und 
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dauernde Freiheit des apostolischen Stuhles in der Ausübung 
/Seines obersten Amtes garantiere und weil jedermann wisse, 
dass eine Einbuße an dieser weltlichen Macht der Päpste all- 
zeit von einer Verminderung ihrer Freiheit begleitet gewesen 
sei. In gleichem Sinne äußerte sich Leo XIII. am 4. Juni 1885 
in seiner Antwort auf eine Adresse bei Gelegenheit des Cen- 
tennariums Gregors VII., sowie in seiner Beantwortung der 
Glückwünsche des Cardinal-CoUegiums am 24. December 1884. 
Um von jüngsten gleichsinnigen Emanationen Seiner Heiligkeit 
des Papstes abzusehen, da dieselben noch in Ohr und Seele 
der Mitwelt nachtönen, erinnern wir schließlich nur noch an 
jene Stelle der AUocution vom 3. März 1885, wo Leo XIII. 
jeden Ausgleich auf der Basis des status quo mit den Worten 
abweist : „Es fehlt in Wahrheit nicht an Leuten, welche ver- 
sichern, der römische Pontifex könne und solle sich darein 
fügen und mit derjenigen Freiheit begnügen, welche ihm ge- 
blieben ist: eine derartige Versicherung bedeutet denn aber 
doch nur die Hinzufügung von Hohn und Spott zum Schaden, 
weil es ein allen in das Auge fallendes Factum ist, dass Wir 
unter den jetzigen Verhältnissen nicht in Unserer Gewalt, 
sondern in derjenigen anderer Uns befinden, welche, da sie 
Uns jederzeit in ihrer Gewalt haben, jede Unserer Handlungen 
unter nichtigen Vorwänden verhindern und in dem immer 
möglichen Wechsel der Personen und Dinge gegen Unsere 
eigene Person die Feindseligkeiten erneuern können, deren 
Opfer zu anderen Zeiten viele Unserer Vorfahren geworden 
sind. Endlich steht es nicht mehr in Unserer Macht, auch 
nicht einmal mehr in Unserem Eom der immer mehr umsich- 
greifenden Ketzerei die Thore zu verschließen; es steht nicht 
mehr in Unserer Macht, die Verbreitung gottloser und ver- 
derblicher Lehren zu verhindern, welche der Wahrheit des 
Glaubens und den Dogmen der Kirche widersprechen. Kann 
diese Lage nach dem Urtheile eines jeden redlichen Menschen 
als eine für den höchsten Hirten der katholischen Welt, der 
obersten Gewalt, die er von Christo empfangen, der Würde 
des apostolischen Stuhles entsprechende, dauernde und reguläre 
erachtet werden? — Nein, gewiss nicht: Wir können sie 
ertragen; solange sie aber dauert, können weder Wir, noch 
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einer Unserer Nachfolger, was es auch koste, dieselbe geneh- 
migen und untersiegeln. — Es handelt sich um dasjenige, 
was das Leben und die Stärke der Kirche ausmacht ; es handelt 
sich um die Unabhängigkeit und Freiheit ihrer höchsten Gewalt, 
für welche die römischen Pontifices allzeit eingetreten sind, 
vertrauend auf Grott und stark durch den Muth, welchen das 
Bewusstsein der Pflicht einflößt, für die sie stets auch gegen 
die schrecklichsten Mächte dieser Erde siegreich gekämpft 
haben." 

Gegenüber der hiemit gekennzeichneten Sach- und Rechts- 
lage klingt es wie eine Satire auf das Völkerrecht und auf 
die Rechtswissenschaft überhaupt, wenn in den Systemen des 
Völkerrechtes und in den antipäpstlichen Monographien über 
die Papstfrage die Souveränetät Seiner Heiligkeit des Papstes 
einfach negiert wird unter Hinweis auf die Einbuße der 
weltlichen Herrschaft des Papstes über den Kirchenstaat. Beweis 
vorher, dass diese Einbuße zu Recht besteht und dass die 
italienische Annexion keinen dem Völkerrechte widersprechen- 
den Act bedeutet! Der jetzige thatsächliche Zustand enthält 
den hiemit geforderten und für die Entscheidung der Rechts- 
frage indispensablen Beweis ebensowenig, wie die von Seite 
auswärtiger Mächte erfolgte Anerkennung des Königreiches 
Italien, das ungefähr schon ein Decennium vor der Spoliation 
der ewigen Stadt proclamiert wurde. — Für unseren Rechts- 
standpunkt ist es daher ganz gleichgiltig, ob Soderini im 
Rechte sich befinde, wenn er in seiner 1882 erschienenen 
Schrift „La sovranita del papa ad esame in occasione della 
vertenza Theodoli-Martinucci" behauptet, dass der Papst im 
Vatican seine politische Souveränetät behalten habe, weil 
dieser Palast nie occupiert und folglich der Papst hier nicht 
depossediert worden sei, vielmehr die Capitulation vom 20. Sep- 
tember 1870 diesem auch die leoninische Stadt und die Engels- 
burg beließ. Jedenfalls kann übrigens die Behauptung Sode- 
rinis nicht als widerlegt gelten durch die hämische Be- 
merkung Bluntschlis und Geffckens, dass selbst die 
päpstlichen Residenzen dem Papste nur zum Nießbrauche über- 
lassen seien, nachdem der Papst das italienische Garantiegesetz 
vom 13. Mai 1871 niemals anerkannt hat und das fragliche 
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Gesetz selbst noch immer zu anständig gehalten ist, um nicht 
den falschmünzenäen Sinn der Bluntschli- G-effcken- 
schen „Überlassung zur Nutznießung" durch den eigenen Wort- 
laut auszuschließen. Den Gipfel der Lächerlichkeit ersteigt 
Geffckens schulmeisterliche Einrede der Unzulässigkeit, „die 
päpstlichen Garden, Diener und Beamten aller Art als Unter- 
thanen zu betrachten", weil „das Band, welches sie an den 
Papst bindet, ein rein persönliches, civilrechtliches oder mo- 
ralisches, nicht das der politischen Unterthanenschaft gegen 
einen Souverän ist". — Absolut in unserem Rechtsstandpunkte 
begründet erscheint es, wenn selbst die angeseheneren Organe 
des kirchlich -wissenschaftlichen Protestantismus (vergl. z. B. 
die AUg. Ev.-luth. Kirchenzeitung, Nr. 11, S. 249, 188B) den 
Papst auch nach der italienischen Usurpation noch immer als 
„völkerrechtliches Subject" bezeichnen und anerkennen, oder 
wenn z. B. der Kanzler des Deutschen Reiches durch die 
officiöse Presse in der Carolinenfrage betonen ließ, dass der 
Papst „nicht als Oberhaupt der katholischen Kirche, sondern 
als Souverän um Übernahme der Vermittelung ersucht worden 
sei". Als sinnlos entlarvt sich dagegen nach dem von uns 
vertretenen, geschichtlich begründeten und bislang unwider- 
legten Rechtsstandpunkte der Einwurf Bluntschlis, dass 
von einer „eigentlichen Souveränetät" des Papstes schon des- 
halb nicht die Rede sein dürfe, weil gegen den Papst nach 
Einbuße seiner weltlichen Herrschaft kein Krieg mehr geführt 
werden könne. Im übrigen hat, obwohl der Bluntschli'sche 
Einwurf unseren Rechtsstandpunkt essentiell gar nicht berührt, 
doch Dove einen Anspruch darauf, dass seine Anschauung, 
wonach der Krieg nicht die einzige Form völkerrechtlichen 
Zwanges bilde, als ausreichend anerkannt werde zur Bloß- 
stellung und Entkräftigung des Bluntschli'schen Sophismas, 
während Geffckens gegen Dove gerichtete Doctrin von 
der ausschließlichen Übung völkerrechtlichen Zwanges durch 
ein materielles Mittel kaum mehr Billigung erfahren dürfte, 
als die Geffcken'sche Praxis der Veröffentlichung kaiserlicher 
Tagebücher. 



Besch, Papsttbum und Völkerrecht. 2 



Zweites Capitel. 

Die Souveränetät Seiner Heiligkeit des Papstes im Sinne 
einer durch die Herrschaft über Land und Leute oder über 
Staatsgebiet und Staatsunterthanen völkerrechtlich nicht 

bedingten Souveränetät. 



I. Die Formnllemng der Rechtsfrage. 

Wie schon an früheren Stellen hervorgehoben werden 
musste, so negieren Bluntschli, Geffcken und Consorten, 
dass das Staats- und Völkertrecht einen anderen Souveränetäts- 
begriff kenne, als denjenigen, welcher die Herrschaft über 
Land und Leute oder über Staatsgebiet und Staatsunterthanen 
zur Voraussetzung hat. Um die Begründung ihrer Negation 
kümmern sich die betreffenden „gefeierten" Juristen ebenso- 
wenig, wie um eine scharfe Analyse des Souveränetätsbegriffes 
überhaupt. Und doch sprechen gerade Bluntschli und 
Geffcken selbst in ihren Lehrbüchern des Völkerrechtes von 
einer Souveränetät in mehrfachem und nicht bloJJ in einem 
und demselben Sinne. — Diese Thatsache, deren Nachweis 
wir erbringen werden, bringt es jedem Unbefangenen zu lichter 
Klarheit, dass es den „gefeierten" Juristen nicht sowohl um 
die streng ^ssenschaftHche Prüfung einer Rechtsfrage, als 
vielmehr darum zu thun war, mittelst einer — gelinde gesagt — 
„juristischen Fiction" den Hieb gegen eine politisch - confes- 
sionelle Gegnerschaft auszuführen. Oder sollten sich Bluntschli 
und Geffcken, sowie deren minderwertige Nachbeter in der 
That nicht daran erinnert haben, dass im ganzen Staats- und 
Völkerrechte kein Ausdruck in so ganz verschiedenartigen 
Bedeutungen angewendet wird, wie das Wort „Souveränetät"? 
Auch im gegebenen Falle kehrt die alte Erfahrung wieder. 
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dass flir die Erforschung der Wahrheit, wie für die Verwirk- 
lichung der Gerechtigkeit das gefährlichste und hauptsäch- 
lichste Hindernis in der missbräuchlichen Anwendung viel- 
deutiger „termini technici" oder in der Verwertung mehrsinniger 
„Kunstausdrücke" zu prakticablen „Schlagwörtern'^ enthalten 
ist. — Wir haben demgemäß, um die im zweiten Capital zu 
erörternde Eechtsfrage in einer jedes Missverständnis und alle 
Zweideutigkeit ausschließenden Weise zu formulieren, uns vor- 
erst mit den differenten Auffassungen des Souveränetätsbegriffes 
abzufinden: „citius ex errore, quam e confessione, nascitur 
veritas !" 

Sehen wir zunächst ab vom völkerrechtlichen Stand- 
punkte und beschränken wir uns auf einen vorläufigen Einblick 
in das staatsrechtliche Gebiet, so herrscht schon hier keine 
einheitliche Ansicht über das Verhältnis zwischen Staat, be- 
ziehungsweise Staatsgewalt, und Souveränetät auf der einen 
Seite und zwischen Souveränetät und Souverän auf der anderen 
Seite. Entgegen einem verbreiteten Irrthume muss nämlich 
daran festgehalten werden, dass Souveränetät nicht selbst 
Staatsgewalt bedeutet, sondern nur eine Eigenschaft der voll- 
kommenen Staatsgewalt bezeichnet, d. h. die Unabhängigkeit 
einer Staatsgewalt von einer außer ihr stehenden höheren 
Staatsgewalt; und wiederum entgegen einem verbreiteten Irr- 
thume gilt nicht jeder Träger der Staatsgewalt oder jedes 
Staatshaupt als Souverän, sondern nur das Staatshaupt in der 
Monarchie, und zwar aus dem in der zweiten Auflage unseres 
Völkerrechtes nachzulesenden Grunde. Wenn manche Staats- 
rechtslehrer außerdem noch im Gegensatze zu einer „Fürsten- 
souveränetät" von einer „Volkssouveränetät" oder von einer 
„Nationalsouverän etat" sprechen, so erscheinen derartige Aus- 
drücke nur als Stichworte für verschiedene politische Bestre- 
bungen. — Übergehend sodann auf das Gebiet des Völker- 
rechtes, begegnen wir hier zunächst der Unterscheidung zwischen 
Souveränetät im staatsrechtlichen Sinne und Souveränetät im 
völkerrechtlichen Sinne, sowie außerdem der Unterscheidung 
zwischen innerer und äußerer Souveränetät: die Bedeutung 
der beiden Unterscheidungen ist keineswegs dieselbe. Bei dem 
staatsrechtlichen Souverän etätsbegriffe handelt es sich um 

2* 



20 



Macht und Recht der Gewaltübung über politisch unterwor- 
fene Personen, während — völkerrechtlich definiert — Sou- 
veränetät jenen vollendeten Machtzustand eines Staatsvolkes 
im Verhältnisse zu anderen Staatsvölkem bedeutet, vermöge 
dessen dasselbe sein eigenes Dasein nach außen aufrecht erhält 
(vergl. z. B. Holtzendorff in seinem ^Handbuch des Völker- 
rechtes", n. S. 8 — 11). Die innere Souveränetät ist vorhanden, 
sobald ein Gremeinwesen thatsächlich ohne Einwirkung einer 
außer ihr stehenden Macht regiert wird, während die äußere 
Souveränetät die Anerkennung der anderen Staaten voraus- 
setzt (vergl. z. B. Geffcken in der Neubearbeitung von 
Heffters Völkerrecht [8. Ausgabe], S. 60). — Alle vorste- 
hend verzeichneten Auffassungen des Souveränetätsbegriffes 
stimmen darin überein, dass sie lediglich eine durch die Herr- 
schaft über Land und Leute oder über Staatsgebiet und Staats- 
unterthanen bedingte Souveränetät im Auge haben. Von einer 
Souveränetät in diesem Sinne ist im jetzigen zweiten Capitel 
nicht mehr die Rede, * nachdem schon im ersten Capitel der 
Fortbestand einer solchen Souveränetät Seiner Heiligkeit des 
Papstes nachgewiesen wurde. Dass die fragliche Souveränetät 
des Papstes momentan eine latente und keine effective ist, 
hat mit der Rechtsfrage nichts zu thun. 

Von einer anderen, d. h. von einer durch die Herrschaft 
über Land und Leute oder über Staatsgebiet und Staatsunter- 
thanen nicht bedingten Souveränetät sprechen Bluntschli, 
Geffcken und Consorten nur, um die völkerrechtliche Exi- 
stenz einer derartigen Souveränetät begrifflich und geschicht- 
lich zu negieren. — Mancini hat allerdings in der Debatte 
über das Garantiegesetz von einer ^Souveränetät der Ehren" 
(„sovranitä onorifica") gefaselt, welche dem Papste nach dem 
Garantiegesetze zu verbleiben habe. Allein abgesehen davon, 
dass — wie selbst Geffcken (in Holtzendorffs Hand- 
buch, n. S. 194) hervorhebt — die souveränen Rechte, welche 
das Garantiegesetz dem Papste verbürgt, keine bloßen Ehren- 
rechte, sondern positive und substantielle Souveränetätsrechte 
sind, hat Seine Heiligkeit der Papst selbst durch Nichtaner- 
kennung des Garantiegesetzes gegen die Aufoctroyierung einer 
„Souveränetät der Ehren" protestiert. Und dieser Protest war 
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eine Rechtsnothwendigkeit, weil eine „sovranita onorifica'^ im 
Sinne des Garantiegesetzes nur die Bedeutung haben könnte, 
dass der Papst, obwohl seit der italienischen Usurpation nicht 
mehr wirklicher Souverän, doch noch manche Rechte ausüben 
dürfe, welche sonst nur wirklichen Souveränen zustehen, und 
dass er in dieser Beziehung als Souverän behandelt werden 
solle. — Erst jetzt ermöglicht sich die scharfe und präcise 
Formulierung der im zweiten Capitel zu prüfenden und zu 
entscheidenden Rechtsfrage. Diese Rechtsfrage formuliert sich 
nämlich dahin : Vereinigt Seine Heiligkeit in sich eine Doppel- 
souveränetät, dergestalt, dass dem Papste — selbst bei ange- 
nommener, jedoch nicht zugestandener rechtmäßiger Einbuße 
seiner weltlichen Herrschaft — immerhin noch die Eigenschaft 
wirklicher Souveränetät (di sovranitä attuale) verblieben wäre? 
Die päpstliche Regierung hat auf diese Frage stets in beja- 
hendem Sinne geantwortet, indem sie, wie z. B. der Staats- 
secretär Jacobini in seinem Circular vom 11. September 
1883, an dem Rechtssatze festhielt, dass der Papst kraft seiner 
göttlichen Mission und seines apostolischen Amtes, welches 
er in der ganzen Welt als höchste Autorität ausübe, auch 
nach dem f actischen, jedoch rechtswidrigen und nicht zu 
Recht bestehenden Verluste der weltlichen Herrschaft nicht 
bloß rechtlich, sondern auch thatsächlich Souverän geblie- 
ben sei. 

II. Zur Geschichte der Rechtsfrage. 

Der altkatholische Professor Herr von Schulte hat 
bekanntlich 1871 ein ebenso grobstilig- ungeschlacht compi- 
liertes als leidenschaftlich-tendenziös gefärbtes Buch veröffent- 
licht, welches „die Macht der römischen Päpste über Fürsten, 
Länder und Individuen" in der geschichtlichen Entwickelung 
der einzelnen von jener Macht umschlossenen Befugnisse auf- 
zudecken sucht, um die Staatsgefährlichkeit und Culturfeind- 
lichkeit der päpstlichen Machttheorie und Machtpraxis nach- 
zuweisen. Eine „Blumenlese" aus den von Schulte zusammen- 
gestellten Befugnissen gewährt Geffcken in seiner Übersicht 
über pdie geschichtliche Entwickelung der geistlichen Regie- 
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rungsrechte des Papstes in fremden Staaten" (Holtzendorff 
Handbuch, II. § 43) unter besonderer Hinweisung auf das 
behauptete, geübte und anerkannte Recht des Papstes: 1. in 
Unabhängigkeit von nationalen Gesetzen über den Fürsten zu 
stehen und die oberste Regierung auszuüben; 2. die höchste 
Entscheidung in allen Streitfällen zwischen den Fürsten unter- 
einander und zwischen Fürsten und Völkern zu treflFen ; 3. die 
weltlichen Gewalten wegen Vergehungen zu strafen. Indem 
nun Geffcken zugesteht, dass alle diese Rechtsdreieinigkeit 
von den Päpsten nicht nur behauptet, sondern auch — und 
zwar mit Anerkennung durch Fürsten und Völker — ausge- 
übt worden sei, betont er gleichzeitig, dass die Überordnung 
der päpstlichen Gewalt über die weltliche Gewalt und die Er- 
hebung der ersteren zur „Weltmacht" eine „geschichtliche 
Nothwendigkeit" war. — „In einer Zeit", sagt Geffcken, 
„wo durch das Lehenswesen die bedeutendsten Nationen in 
zahlreiche thatsächlich unabhängige fürstliche und städtische 
Gewalten zersplittert waren, wohnte eine zusammenfassende 
einigende Macht fast ausschließlich dem Papste bei : die Kirche 
war das Band, das die in unendliche Vielheiten zerfallende 
feudale Gesellschaft zusammenhielt ; sie allein vertrat die 
geistige Macht des göttlichen Gesetzes und die Rechte der 
Völker unter der Herrschaft roher Gewalt und unablässiger 
Fehde ; sie allein erscheint in diesem Zeitalter der Oligarchie 
in gewissem Sinne als demokratische Macht, indem in ihr der 
Niedrigstgeborene zur höchsten Würde aufsteigen konnte ; sie 
allein repräsentiert die Wissenschaft." — In der That wäre 
es denn auch ganz und gar unbegreiflich, wie und warum 
Jahrhunderte hindurch die päpstliche Machtfülle die Aner- 
kennung der mächtigsten Fürsten und Völker sowie die unbe- 
strittene Ausübung hätte erlangen und behaupten können, wenn 
dieselbe nicht als eine geschichtliche Nothwendigkeit im ob- 
jectiven Rechte begründet gewesen wäre! 

Wenn nun Geffcken die Überordnung der päpstlichen 
Gewalt über die weltliche Gewalt auf Grund der geistlichen 
Regierungsrechte des Papstes wenigstens für eine Reihe früherer 
Jahrhunderte als eine durch Fürsten und Völker und daher 
völkerrechtlich anerkannte Thatsache, beziehungsweise als eiuQ 
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völkerrechtliche Institution oder Einrichtung mit dem Cha- 
rakter einer geschichtlichen Nothwendigkeit , zugesteht und 
zugibt, so klingt es doch wie Hohn auf juristische Consequenz 
und auf Logik überhaupt, wenn derselbe Geff cken an anderer 
Stelle behauptet, dass eine auf geistlichen Eegierungsrechten 
oder auf göttlicher Mission und apostolischem Amte beruhende 
Souveränetät niemals einen Begriff des Völkerrechtes gebildet 
habe. — Das Gleiche gilt von der gleichen Behauptung 
Bluntschlis, welcher ausdrücklich hervorhebt, dass die 
Päpste von jeher nicht als Staatshäupter oder Könige, sondern 
als Kirchenhäupter die essentiellsten Rechte der Souveränetät 
im Sinne des Völkerrechtes ausgeübt haben: „als Kirchen- 
häupter", sagt Bluntschli, „und nicht als Staatshäupter oder 
Könige hatten die Päpste den ersten Platz in der Gesellchaft 
der Fürsten; als Kirchenhäupter entsandten sie ihre Legati, 
Nuntii und Intemuntii an die weltlichen Höfe; in derselben 
Eigenschaft verhandelten sie über die Concordate, deren Inhalt 
keinen Bezug auf das Patrimonium des heiligen Petrus, noch 
auf die Bewohner des Kirchenstaates, sondern nur auf die 
Rechte und Pflichten der römischen Kirchenämter und der 
Katholiken hat." — Die in den Zugeständnissen und Behaup- 
timgen Geffckens und Bluntschlis enthaltene contra- 
dictio in adjecto könnte vielleicht dadurch bemäntelt werden 
wollen, dass man auf die erst in der Neuzeit erfolgte Geburt 
des Ausdruckes „Souveränetät" als eines Staats- und völker- 
rechtlichen terminus technicus hinweist ; und in der That findet 
sich denn auch der Ausdruck „Souverainete" als Staats- und 
völkerrechtlicher terminus technicus das erstemal im fran- 
zösischen Entwürfe (Art. 8) des Westphälischen Friedens. Man 
darf jedoch Juristen, wie Bluntschli und Geffcken, nicht 
zutrauen, dass sie gleichinhaltliche und wesensgleiche Begriffe 
deshalb nicht identificiert haben, weil die Einheitlichkeit eines 
Kunstausdruckes für den gleichbedeutenden Begriff erst später 
aufgekommen ist. Hervorragende Staats- und Völkerrechts- 
gelehrte, wie z. B. Zorn (Das Staatsrecht des Deutschen Reiches 
[I. 1880], S. 47), nehmen keinen Anstand, zu sagen, dass „die 
historisch merkwürdigste und logisch haarscharfe Bestimmung 
des Souveränetätsbegriffes" gerade von einem Papste (Bulle 
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von Bonifacius VIIL „Unam sanctam" [c. 1 de major, et 
obed. in Extr. comm.]) ausgegangen sei und dass „von Gre- 
gorVII.bisBonifacius VIII., beziehungsweise Johann XXII., 
die Kirche die souveräne Gewalt war". 

Haben wir bislang und zwar gestützt auf die eigenen 
Auslassungen der Vertreter einer gegnerischen Anschauung den 
stricten Nachweis geführt, dass die auf den geistlichen Re- 
gierungsrechten oder auf göttlicher Mission und apostolischem 
Amte beruhende Souveränetät des Papstes ein völkerrechtlicher 
oder ein in Theorie und Praxis des Völkerrechtes anerkannter 
Begriff ist, so kann es sich in unseren Randglossen „Zur 
Geschichte der Rechtsfrage" nur mehr um die Constatierung 
der Thatsache handeln, dass seit den Zeiten, für welche 
Bluntschli und Geffcken nebst Consorten eine päpstliche 
Souveränetät in dem hier fraglichen Sinne zugestehen und 
zugeben, keinerlei Ereignisse -eingetreten sind, welche geeignet 
gewesen wären zur Untergrabung und Vernichtung solcher 
Souveränetät. Wenn einzelne der von den Päpsten ehedem 
mit völkerrechtlicher Wirksamkeit ausgeübten Rechte heutzu- 
tage nicht mehr ausgeübt werden, so erklärt sich dieser Um- 
stand einfach daraus, dass die betreffende Ausübung nicht 
mehr so wie früher eine „geschichtliche Noth wendigkeit" be- 
deutet, sondern durch die Ausbildung einer festen Rechts- 
ordnung in den verschiedenen Staaten, sowie namentlich durch 
die Erstarkung des internationalen Rechtes entbehrlich ge- 
worden ist. Die Thatsache, dass die Päpste auf die Rechte, 
deren Ausübung nicht mehr als Bedürfnis und Nothwendigkeit 
erscheint, nicht ausdrücklich verzichtet haben, steht mit der 
nun obliegenden „Entscheidung der Rechtsfrage" in gar keinem 
Zusammenhange und wird überhaupt in unnatürliche Verbin- 
dung mit unserem Thema nur zu dem Ende gebracht, um — 
nachBluntschlis löblichem Vorgange — auch bei dieser Ge- 
legenheit durch die dumm-dreist revolutionäre Phrase von „der 
grund- und sinnlosen Anmaßung eines herrschsüchtigen Priester- 
thumes" oder von der „unwahren und unausführbaren Einbildung 
priesterlicher Herrschsucht und ungezügelter Phantasie" auf 
der einen Seite dem „Pöbel in Seidenhüten" zu imponieren und 
auf der anderen Seite die „Armen im Geiste" zu beunruhigen. 
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in. Die Entscheidung der Rechtsfrage. 

Nach den bisherigen Auseinandersetzungen kann es ab- 
solut keinem Zweifel unterliegen, dass der vom Cardinal- 
Staatssecretär Jacobini in seinem Circular vom 11. Sep- 
tember 1883 behauptete Rechtsstandpunkt der einzig und allein 
und ausschließlich im positiven Völkerrechte begründete Rechts- 
standpunkt ist. Mit anderen "Worten : selbst im angenommenen, 
jedoch nicht zugestandenen Falle einer rechtmäßigen (!) und 
zu Recht bestehenden (!) weltlichen Depossedierung musste 
Seine Heiligkeit der Papst Souverän im Sinne des Völker- 
rechtes und zwar in dieser Eigenschaft als „primus inter pares" 
verbleiben. Noch heute übt das Papstthum, soweit das inter- 
nationale Bedürfnis es gebietet, jene Rechte aus, die schon 
vor Jahrhunderten den Begriff einer von der Herrschaft über 
Land und Leute oder über Staatsgebiet und Staatsunterthanen 
unabhängigen Souveränetät als einen Begriff des positiven 
Völkerrechtes constituierten. — Wie G-effcken selbst wört- 
lich in einer Anmerkung zu Heffter (Völkerrecht, § 41, 
Note 1) bemerkt, ^übt der Papst auch in der G-egenwart noch 
unstreitig in fremden Staaten Regierungs- und Gesetzgebuugs- 
rechte aus". Im G-runde dieser Rechtsstellung wird dem Papste 
als Souverän auch heute noch der Vorrang vor allen anderen 
— im Wege von Staatsverträgen in Gestalt der „Concordate" 
behufs Entscheidung von Rechts-Grenzstreitigkeiten mit Seiner 
Heiligkeit verkehrenden — Souveränen zuerkannt, geradeso 
wie auch heute noch die päpstlichen Gesandten den unbe- 
strittenen Vorrang vor den Gesandten aller anderen Mächte 
behaupten. Völkerrechtlich begründete Nothwendigkeiten lassen 
sich eben nicht kurzweg todtschlagen und aus der Welt schaffen 
durch die anmaßenden und unwürdigen Verdrehungen einer 
gegebenen Sach- und Rechtslage durch universitäre Schul- 
weisheit und Perfidie. — Und ebenso anmaßend als der Wissen- 
schaft unwürdig ist es denn doch, wenn die von uns schon 
öfter citierten Erbpächter der Rechtsphilosophie, beziehungs- 
weise die in vorliegender Frage mit dem Nimbus des „minima 
non curat praetor" längst in ekelhafter Weise aufdringlich 
gewordenen alt- und akathoHschen Professoren, sich dergestalt 



26 



degradieren, dass sie in gänzlicher Abseliung von bisherigen 
eigenen Zugeständnissen und Zugebungen geschichtlich über- 
kommener Rechtsverhältnisse plötzlich — behufs Beschöni- 
gung illegitimen Angriffes auf legitime Rechte — zu Fictionen 
die Zuflucht zu nehmen belieben, die zu einem ganz anderen 
Kreise von Rechtsanschauungen gehören, welche das Papstthumi 
niemals anerkannt und die katholische Welt in ihren hervor- 
ragendsten Juristen und ihrer unendKchen Majorität von Laien 
stets verdammt hat. 

So wird zunächst — beispielsweise von Geffcken in 
Note 1 zu § 41 des Heffter'schen Völkerrechtes — der Satz 
aufgestellt, dass „der Papst unstreitig in fremden Staaten 
wirkliche Regierungs- und Gesetzgebungsrechte ausübt, aber 
nicht infolge seiner oberhirtlichen Stellung, sondern infolge 
besonderer Erlaubnis der Regierungen, sei es, dass diese auf 
allgemeinen Gesetzen derselben oder auf Verträgen der Curie 
beruhe'^. „Dieses Verhältnis," erklärt Geffcken in seiner bar- 
barischen Ausdrucksweise, „ist nicht völkerrechtlicher Natur. 
Wäre es das, so müssten der Staat einerseits und die katho- 
lische Kirche andererseits als Gesammtheit sich als zwei 
souveräne Mächte gegenüberstehen, zwischen denen nur au± 
dem Wege des Vertrages ein Abkommen über kirchliche Dinge 
zustande kommen könnte. So steht die Sache aber nicht: der 
Staat anerkennt die katholische Kirche weder in ihrer Ge- 
sammtheit, noch soweit sie auf seinem Gebiete organisiert ist, 
als souveräne Macht, sondern behandelt sie vielmehr als eine 
seiner Gesetzgebung unterworfene Corporation. Concordate 
oder ähnliche Verträge mit der Curie sind deshalb nicht völker- 
rechtlicher Natur, schon deshalb nicht, weil im Falle wirk- 
licher oder vermeintlicher Verletzung derselben die Möglich- 
keit ausgeschlossen ist, sie zwangsweise aufrecht zu erhalten; 
denn weder ist die katholische Kirche ein Gemeinwesen, wel- 
ches durch physischen Zwang, eventuell durch Krieg, ihre (! ? !) 
Rechte behaupten könnte, noch ist von Seite des Staates 
Ejrieg gegen die Kirche im völkerrechtlichen Sinne möglich, 
der einen zu dieser Art von Selbsthilfe befähigten Gegner 
voraussetzt. Auch wo früher materiell ein solcher Zwang gegen 
den Kirchenstaat möglich war, war er doch bei einer Ver- 
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letzung eines Concordates ausgeschlossen, das mit dem Papste 
nicht als Souverän, sondern als Oberhaupt der katholischen 
Kirche abgeschlossen war. Die Concordate sind also (?) 
wohl öflEentlichrechtliche, aber nicht völkerrechtliche, sondern 
kirchenrechtliche Verträge, welche die Staaten mit dem Papste 
abzuschließen für zweckmäßig erachten, weil er als Oberhaupt 
der Gesammtkirche zugleich das Haupt der betreffenden Terri- 
torialkirche ist, während rechtlich diese Verhältnisse ebensowohl 
mit deD[i Episcopat als je nachdem durch Gesetz geregelt werden 
könnten." In gleichem Sinne expectoriert sich Bluntschli, 
um nach Voraussendung des unbewiesenen Satzes, dass „die 
Concordate nicht Verträge zweier Staaten, sondern Verträge 
eines Staates mit der römischen Kirche sind", zu der geist- 
reichen Schlussfolgerung zu gelangen, dass „der Papst keine 
Entthronung mehr zu fürchten hat, sondern höchstens die 
Hemmung seines geistlichen Verkehres mit einem Lande, dessen 
Frieden und Recht er geschädigt hat". — Weitere Angriffe 
gegen die auf den geistlichen Eegierungs- und Gesetzgebungs- 
rechten oder auf der göttlichen Mission und dem apostolischen 
Amte des Papstthumes beruhende Souveränetät des Papstes 
gelten sodann dem Vorrange des Papstes vor den weltlichen 
Souveränen, sowie dem Vorrange der päpstlichen Gesandten vor 
den Abgesandten der weltlichen Souveräne. — Schließlich wird 
behauptet, dass es überhaupt keine allgemeine Eechtspflicht 
weder des Staatsrechtes noch des Völkerrechtes gebe, welche 
die Staaten nöthigen würde, „dem Papste eine privilegierte 
Rechtsstellung, insbesondere die Privilegien der Immunität und 
Exterritorialität zu gewähren und denselben von der verfas- 
sungsmäßigen Unterordnung unter die Staatsgesetze und von 
der Unterwerfung unter die Polizei- und Gerichtshoheit des 
Staates zu befreien", beziehungsweise — wie Bluntschli 
sich ausdrückt — , dass nur „politische Gründe, sei es einzelne 
Staaten, sei es die civüisierten Staaten überhaupt, dazu be- 
stimmen können, mit Rücksicht auf den Glauben und die 
Wünsche der römisch-katholischen Bevölkerungen ihrer Länder 
und aus Ehrerbietung für die weltgeschichtliche Institution 
des römischen Papstthumes und seine universelle Bedeutung 
den Päpsten eine privilegierte und eximierte Rechtsstellung 
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nach Analogie der souveränen Rechte der Staatshäupter zu 
gewähren". 

Wenn wir die hiemit verzeichneten Einreden gegen den 
Fortbestand der päpstlichen Souveränetät nunmehr aber in 
näheren Betracht ziehen, so ergibt sich sofort, dass die Ver- 
treter derselben von drei falschen Annahmen ausgehen, näm- 
lich theils: 1. von der Annahme, dass der Papst seine welt- 
liche Herrschaft rechtmäßig eingebüßt habe und eine päpst- 
liche Souveränetät im Sinne einer durch die Herrschaft über 
Land und Leute oder über Staatsgebiet und Staatsunterthanen 
bedingten Souveränetät nicht mehr zu Recht bestehe ; theils : 
2. von der Annahme, dass „die in bestimmten Beziehungen 
fortdauernde Behandlung des Papstes als eines Souveränes" 
nur mehr auf Privilegien oder Gnadenerweisungen des soge- 
nannten Garantiegesetzes beruhe ; theils : 3. von der Annahme, 
dass die in den geistlichen Regierungs- und Gesetzgebungs- 
rechten des Papstes oder in dessen göttKcher Mission und 
apostolischem Amte begründete Souveränetät keinen Begriff 
des Völkerrechtes bedeute oder repräsentiere. Die unter 1 und 3 
erwähnten Annahmen sind jedoch bereits in ihrer Unhaltbar- 
keit bloßgelegt und als willkürliche Fictionen nachgewiesen 
worden, während die im gegebenen Falle liquide Unzulässig- 
keit der unter 2 gedachten Berufung auf das sogenannte Ga- 
rantiegesetz im dritten Capitel an das Licht gekehrt werden 
soll. An dieser Stelle obliegt uns demgemäß nur die Doppel- 
aufgabe, einerseits dem dreisten Angriffe auf die völkerrecht- 
liche Natur der Concordate zu begegnen und andererseits das 
frivole Drohwort von der eventuellen Hemmung des geist- 
lichen Verkehres zwischen dem Papstthume und den Völkern 
zurückzuweisen. 



Die rechtliche Natur der Concordate ist bekanntlich 
schon lange vor der factischen Annexion des Kirchenstaates 
durch die italienische Regierung oder vor der thatsächlichen 
Beraubung Seiner Heiligkeit des Papstes durch einen gekrönten 
Usurpator ein Gegenstand der wissenschaftlichen Controverse 
gewesen. Juristen ersten Ranges — wie z. B. die hervor- 
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ragendsten Kirclieiirechtslehrer (Dove-Richter, Walter, 
Philips, Mejer und selbst Schulte), sowie der inHeff- 
ter zu verehrende Altmeister der deutschen Völkerrechts- 
wissenschaft — haben einstimmig von jeher und unentwegt 
die Vereinbarungen der Staatsgewalten mit dem Römischen 
Stuhle als völkerrechtliche Verträge anerkannt. Juristen mino- 
rum gentium, welche zu einer präcisen Kennzeichnung ihres 
rechtlichen Standpunktes in geziemender Selbsterkenntnis sich 
unfähig erkannten, rechneten die Concordate zu den „un- 
eigentlichen Staatsverträgen'' (!). — Erst seit dem Momente, 
in welchem die italienische Usurpation der Herrschaft über 
den Kirchenstaat nach Beschönigungsmitteln einer brutal völ- 
kerrechtswidrigen Vergewaltigung lechzte, erniedrigten sich 
namhaftere Rechtsgelehrte aus confessioneller Unduldsamkeit 
und Leidenschaftlichkeit zur praktischen Ausbeutung einer 
theoretischen Streitfrage. Bluntschli, Q-effcken und Con- 
sorten wetteiferten seitdem in aufdringlicher Concurrenz auf 
dem Q-ebiete des Nachweises, dass aus dem Titel abgeschlos- 
sener Staatsverträge keine Vermuthung für den gewesenen 
und fortdauernden Bestand einer päpstlichen Souveränetät 
erwachsen sei oder je erwachsen könne. Im Vollgefühle der 
eigenen Unfähigkeit zur Erbringung solchen wissenschaftlichen 
Nachweises entblödete man sich nicht, wenigstens praktische 
Autoritäten ersten und zwar weltgeschichtlichen Ranges für 
den unlauteren individuellen Zweck — wenigstens indirect — 
auszunützen und zu missbrauchen. So erklärt z. B. Bluntschli 
in dem „Vorwort" zu der schon mehrcitierten Schrift über 
„Die rechtliche Unverantwortlichkeit und Verantwortlichkeit 
des römischen Papstes": „Ein Blatt (?) hat die Vermuthung 
ausgesprochen, dass meine Studie im Auftrage des Fürsten 
Bismarck geschrieben worden sei. Ich muss diese Ehre 
ablehnen. Obwohl es mir zu großer Befriedigung gereichen 
würde (sie!), zu erfahren, dass der Inhalt meiner Studie von 
dem Fürsten gebilligt werde, so habe ich dieselbe doch aus 
eigenem Antriebe unternommen und unbefangenen Sinnes (?) 
durchgeführt". 

Die Concordate sind völkerrechtliche Verträge oder eigent- 
liche Staatsverträge, weil dieselben zwischen zwei Völkerrecht- 
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lieh anerkannten Souveränen abgesclilossen worden sind, be- 
ziehungsweise in G-egenwart und Zukunft abgeschlossen werden. 
An dieser Sach- und Rechtslage wird nicht ein Atom geändert 
durch den Umstand, dass der eine Contrahent ein weltlicher 
Souverän und der andere Contrahent ein geistlicher Souverän 
ist. Nachdem in erwiesener Weise die in den geistlichen Re- 
gierungs- und Gesetzgebungsrechten des Papstes oder in des- 
sen göttlicher Mission und apostolischem Amte begründete 
Souveränetät einen Begriff des positiven Völkerrechtes be- 
deutet und repräsentiert, so lässt sich dieselbe denn doch 
nicht — und dieser Thatbestand muss immer wieder schul- 
meisterlicher Anmaßung gegenüber betont werden — durch 
die subjectiv beliebte Aufstellung von Definitionen des Sou- 
veränetätsbegriffes aus dem Codex des positiven Völkerrechtes 
hinausescamotieren oder wegschwindeln! — Nach Maßgabe 
dieses ausschließlich im positiven Völkerrechte begründeten 
Eechtsstandpimktes zerfällt in sich selbst die Einrede, dass 
die Concordate aus dem Grrunde keine Staatsverträge seien, 
weil auf der einen Seite ein Staat und auf der anderen Seite 
die Kirche als Vertragspartei erscheine; und ebenso hinföUig 
erweist sich nach dem gleichen Rechtsstandpunkte die den 
Papst mit dem Präsidenten einer Landeskirche oder mit dem 
nächstbesten Vorstande eines landesfürstlichen Ober-Con- 
sistoriums gleichsetzende Behauptung, dass der Staat wie alle 
Kirchen, so auch die katholische Kirche nur als ihm unter- 
gebene Corporation zu behandeln habe. Die These Greffckens, 
dass der Staat alle in den Concordaten geordneten Verhält- 
nisse ebensowohl mit deüi Episcopate, als je nachdem durch 
Gesetz ordnen könnte, steht zwar mit der obschwebenden 
Frage in keinem unmittelbaren Zusammenhange, dürfte aber 
— im Falle der Entscheidung a la Geffcken — selbst für 
den simpelsten Candidaten bei einem Examen aus Kirchen- 
oder Staatsverfassungsrecht sehr verhängnisvoll sich aus- 
gestalten. ^ Dem Einwände, dass zur Geltendmachung der in 
Concordaten festgesetzten Bestimmungen dem Papste even- 
tuell das Kriegsrecht nicht zustehe, und dass daher zur zwangs- 
weisen Aufrechthaltung derselben keine Möglichkeit geboten 
sei, ist schon an früherer Stelle und zwar im Anschlüsse an 
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Dove begegnet worden. — Wenn gegen die völkerrechtliclie 
Natur der Ooncordate schließlich der Satz in das Treffen ge- 
führt wird, dass die päpstliche Theorie alle durch den Papst 
abgeschlossenen kirchlichen Verträge nur als Indulte ansehe 
oder — in anderweitiger Formulierung — dass die päpstliche 
Theorie die Möglichkeit des jederzeitigen Rücktrittes von den 
getroffenen Vereinbarungen für die Kirche beanspruche unter 
gleichzeitiger Geltendmachung der staatlichen Gebundenheit 
an die übernommenen Verpflichtungen, so übersieht man, 
dass auch den zwischen weltlichen Souveränen abgeschlos- 
senen Staatsverträgen die Clausel „rebus sie stantibus" still- 
schweigend beigefügt ist. Diese Clausel versteht sich von selbst. 
Wie z. B. in Reschs „Völkerrecht" (zweite Auflage, § 213) 
des näheren dargelegt und begründet wird, erlischt jede 
Staats vertragsmäßige Verbindlichkeit, wenn ein bestimmter 
öffentlicher Zustand, der die Voraussetzung und Grundlage 
eines Vertrages war, nachmals dergestalt eingreifende Ver- 
änderungen erleidet, dass er nicht mehr als Basis des späteren 
Rechtsverhältnisses gelten kann. 

Vag und juristisch bedeutungslos ist die Äußerung Neu- 
manns (Grundriss des Völkerrechtes, § 26): „Die Ooncordate 
sind eben öffentliche Verträge, aber ganz eigenartig, eine 
Gruppe für sich bildend." Auch M arten s (Völkerrecht, 
n. § 30) hat wohl nur „ein großes Wort gelassen aus- 
gesprochen", indem er bemerkt: „Da das Concordat sich 
unter keinen der Staats- und völkerrechtlichen Begriffe sub- 
sumieren lässt, so bleibt nichts übrig, als es für eine Erschei- 
nung sui generis zu erklären." Holtzendorff (Handbuch, 
I. § 69) stimmt für die „ünlösbarkeit der Frage, ob die Oon- 
cordate nach dem kirchenrechtlichen Principe päpstlicher 
Oberherrlichkeit und Gnadenfülle als Verleihung eines unter 
Umständen widerruflichen Privilegiums oder nach dem staats- 
rechtlichen Principe gesetzgeberischer Rechtserzeugung als 
öffentlichrechtliche Gesetznorm oder nach dem völkerrecht- 
lichen Principe international wirkender Staatsverträge zu 
beurtheilen sind", und findet die Erklärung der angeblichen 
ünlösbarkeit „in jener Vermischung canonischer, civilistischer 
und publicistisoher Grundsätze, die für das Wesen der römi- 
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sehen Kirehe charakteristisch war und die allgemeinste Un- 
sicherheit der Weltverhältnisse so lange zur Folge haben 
muss, als außer dem römischen Centralorgane der Kirche 
irgend welche selbständigen Lebensvorzüge in den Nationen 
sich regen". 

:ic * 

* 

Das fiivole Drohwort Bluntschlis von der even- 
tuellen Hemmung des geistlichen Verkehres zwischen dem 
Papstthume und den Völkern würden wir an sich am liebsten 
verächtlich ignorieren, wenn dasselbe nicht gar so geeignet 
wäre, die Sumpfhaftigkeit der Regionen zu illustrieren, aus 
denen die Angriffe gegen das Papstthum emporsteigen, und 
die Nebelhaftigkeit derjenigen Wege aufzudecken, auf welche 
selbst namhafte Juristen durch confessionelle Apathien beirrt 
werden können. 

Bluntschli redet sich nämlich zunächst in eine fana- 
tische Wuth hinein gegen die Institution des Papstthumes 
mit seiner „priesterlichen Herrschsucht und ungezügelten Phan- 
tasie", um dann im lächerlichen und nur auf die groteske 
Dummheit des „Pöbels in Seidenhüten" speculierenden Wind- 
mühlengefechte über die päpstliche Störung fremdländischen 
Friedens und Rechtes sich so aufdringlich wie ekelerregend 
expectorieren zu können. Es ist geradezu eine Unverschämt- 
heit, wenn Bluntschli orbi et urbi verkündet: „Alle Staaten 
sind völkerrechtlich verpflichtet, sich jeder feindlichen Hand- 
lung, sich jeden Friedensbruches wider andere Staaten zu 
enthalten, und zugleich verbunden, dass nicht ihr Gebiet von 
anderen Friedebrechern zu feindlichen Handlungen wider 
befreundete Staaten benutzt werde. Italien kann sich dieser 
völkerrechtlichen Pflicht nicht mit Rücksicht auf die Pri- 
vilegien (!) entziehen, die es dem Papste gewährt hat (!). 
Es mag die Freiheit des Papstes wohl schützen (!), seine 
kirchliche Autorität in kirchlichen Acten auszuüben; — aber 
es darf dem Papste nicht gestatten, dass er fremde Staaten 
widerrechtlich und gewaltsam angreife; es darf den italie- 
nischen Boden nicht dazu hergeben, dass die Curie denselben 
als eine Festung benutze, um einen Feldzug gegen einen 
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fremden mit Italien in Frieden und Freundschaft lebenden 
Staat zu unternehmen; es darf nicht dem Hauptquartiere der 
Angriffsarmee daselbst eine unangreifbare Stellung einräumen. '^ 
Enttobt sich in vorstehenden Worten der Wahnsinn eines 
von confessioneller Leidenschaft umnachteten Q-eistes oder 
ist es die zum Blödsinn gesteigerte Arroganz universitärer 
Selbstüberhebung, welche sich erfrecht, die katholische Welt 
in so maßloser Weise zu beschimpfen und die Logik des ge- 
sunden Menschenverstandes in so entsetzlicher Weise zu per- 
horrescieren? — Der Papst hat, seiner göttlichen Mission und 
seinem apostolischen Amte getreu, weder je, noch in der von 
Bluntschli vorausgesetzten Periode seiner friedens- und 
rechtsbrüchigen Beraubung einen Friedens- oder Rechtsbruch 
begangen. — Nachdem es nicht mehr angeht, an Bluntschli 
das „Quousque tandem, Catilina, abutere patientia nostra" zu 
richten, gehen wir über die Äußerung Bluntschlis hinweg 
wie — nach altdeutscher Ausdrucksweise — ^über ein Wort, das 
untergehen wird gleich dem Fluche eines zornigen Mannes**. 
Die perfide und rechtswidrige Tendenz der Flunkereien 
Bluntschlis demonstriert und entlarvt sich übrigens erst 
in den Vorschlägen, welche der „gefeierte" Rechtsgelehrte 
macht behufs Hintanhaltung künftiger Friedens- und Rechts- 
brüche des Papstes. Mit einer Unverfrorenheit, welche in der 
Geschichte der civilisierten Menschheit ihresgleichen nicht 
aufzuweisen hat, macht nämlich Bluntschli den Vorschlag, 
dass die katholischen Mächte geruhen wollen. Seine Heiligkeit 
den Papst, das Oberhaupt der katholischen Welt, in Zukunft 
unter Coratel zu setzen. Denn auf nichts anderes läuft es doch 
hinaus, wenn Bluntschli wörtlich erklärt: „Am besten wäre 
eine völkerrechtliche Vereinbarung aller oder doch der mäch- 
tigsten christlichen Staaten über die nähere Bedingung und 
Fassung des Privilegiums, welches dem Papste zugestanden 
werden wollte; und es könnte eine solche Übereinkunft den 
Päpsten bei der Papstwahl ähnlich wie früher die Wahl- 
capitulation den römischen Kaisem vorgelegt und die staat- 
liche Anerkennung des Papstes als Kirchenhauptes der katho- 
lischen Barche von dem Versprechen des Papstes abhängig 
gemacht werden." 

Res eil, Papstthiim niid Völkerrecht, 3 
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Von unserem Rechtsstandpunkte aus können wir dem 
Vorschlage Bluntschlis gegenüber nur die Frage wieder- 
holen, ob demselben Wahnsinn oder Blödsinn zugrunde liege. 
Sogar in akathoHschen Kreisen hat Bluntschli mit seinem 
Vorschlage nur die wohlverdiente und geziemende Miss- 
büUgung gefunden. Selbst Geffcken, sonst in allen An- 
griffen auf die völkerrechtliche Stellung des Papstes der 
blindgetreue Schildknappe des „gefeierten'* Eechtsgelehrten, 
dementiert im gegebenen FaUe den Herrn und Meister mit 
den Worten : „Als gänzlich ausgeschlossen muss der Vorschlag 
Bluntschlis gelten, dass alle oder doch die mächtigsten 
christlichen Staaten eine Vereinbarung treffen sollten für die 
nähere Fassung der dem Papste zu gewährenden Privilegien 
und dass diese Übereinkunft den Päpsten bei ihrer Wahl, 
ähnlich wie früher die Wahlcapitulation den römischen Kai- 
sem, vorgelegt werden solle, wobei der Papst zu versprechen 
hätte, die verfassungsmäßige Rechtsordnung der betreffenden 
Staaten zu respectieren. Ganz abgesehen davon, dass dieser 
Vorschlag praktisch unvollziehbar sein würde, könnten die 
auswärtigen Mächte, welche Bürgschaft für die ungehinderte 
Ausübung der geistlichen Autorität des Papstes gefordert und 
das öarantiegesetz ausdrücklich oder stillschweigend als Er- 
fäUung dieser Forderung angesehen haben (?), ein derartiges 
Revisionsrecht ebensowenig geltend machen, als Italien das- 
selbe anerkennen würde und könnte. Schon aus diesem 
Grunde konnte die italienische Regierung nicht auf den Vor- 
schlag des deutschen Reichskanzlers eingehen, im Sinne des 
Circulars vom 14. Mai 1872 Bürgschaften gegen den Miss- 
brauch der durch die Infallibilität so sehr gesteigerten Macht 
des Papstes zu verlangen und deshalb zu prüfen, ob die Wahl 
und die Person des Gewählten in der Hinsicht genügten, 
womit nicht bloß die Ausschließung eines nicht genehmen 
Candidaten und die Controle über die Rechtmäßigkeit der 
Wahl, sondern auch das Recht verlangt wurde, zu ent- 
scheiden, ob der erwählte Papst seine Rechte üben dürfe." 



Drittes Capitel. 

Die völkerrechtliche Stellung Seiner Heiligkeit des Papstes 
gegenüber dem italienischen Garantiegesetze vom 13. Mai 1871. 



I. Das sogenannte Oarantiegesetz im allgemeinen. 

Die italienische Eegieriing hatte seit Anbeginn ihrer 
gegen den Kirchenstaat gerichteten Usurpations-Tendenzen ein 
wesentliches Interesse daran, den fremden Mächten und ins- 
besondere der katholischen Welt die Bescheinigung zu erbrin- 
gen, dass die Beraubung des Papstes die geistliche Macht 
und Unabhängigkeit des heiligen Stuhles nicht gefährden werde. 

Dem hiemit bezeichneten Interesse gab schon Cavour 
den präcisen Ausdruck durch sein in den bekannten Reden 
vom 2B. und 27. März 1861 niedergelegtes Programm. „Wir 
müssen **, sagte Cavour, „nach Rom gehen, ohne dass des- 
wegen die wahre Unabhängigkeit des Papstes verringert wird ; 
wir müssen nach Rom gehen, ohne dass die politische Auto- 
rität ihre Macht auf das geistliche Gebiet ausdehnt ; wir müssen 
nach Rom gehen, ohne dass die Vereinigung dieser Stadt mit 
dem übrigen Italien von der groi3en Masse der Katholiken 
Italiens und der Katholiken außerhalb des Königreiches als 
das Zeichen der Knechtschaft der Kirche ausgelegt werden 
kami." Alle Nachfolger Cavours im italienischen Gouver- 
nement haben am Kerne des Cavour'schen Programmes fest- 
gehalten. — So erklärte der Minister Visconti-Venosta 
in seinem Circularschreiben an die italienischen Gesandten 
vom 29. August 1870 den Entschluss der italienischen Re- 
gierung, an den in den früheren Verhandlungen mit Frank- 
reich angebotenen Grundlagen festzuhalten und, um die sou- 
veräne Stellung des Papstes zu verbürgen, insbesondere auf 

3* 
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das sogenannte Leoninische Viertel ganz zu verzichten. — 
Der nämliclie Minister erließ sodann bald nach der Occupation 
von Rom am 18. October ein Rundschreiben, welches das 
Versprechen ausreichender Bürgschaften für die Sicherung der 
päpstlichen Unabhängigkeit erneuerte, aber — in einer fiir 
die Verlässlichkeit und Glaubwürdigkeit der italienischen Re- 
gierung sehr charakteristischen Weise — hinter den in den 
Verhandlungen mit Frankreich angebotenen Grundlagen schon 
in mehr als einem Hauptpunkte weit zurückblieb. 

Inzwischen hatte allerdings die italienische Regierung 
sich den auswärtigen Mächten gegenüber auch verpflichtet, 
bezüglich der Bürgschaften für die geistliche Unabhängigkeit 
des Papstes ein internationales Abkommen zu treffen (vergl. 
das diesfallsige Circularschreiben an die italienischen Ge- 
sandten vom 7. September 1870): die römische Curie musste 
jedoch a priori ein internationales Abkommen ablehnen, durch 
welches die HinterKst der italienischen Politik nur die Sanction 
des europäischen Völkerrechtes für ihre völkerrechtswidrige 
Usurpation und Beraubung zu erschleichen suchte. 

Der Entwurf des sogenannten Garantiegesetzes wurde 
am B. December 1870 der Kammer der Abgeordneten vor- 
gelegt. Am 16. Jänner 1871 referierte Bonghi über den 
Entwurf, worauf die Kammer in dreißig Sitzungen darüber 
verhandelte. Die Annahme erfolgte mit 185 gegen 106 Stimmen. 

Was den allgemeinen rechtlichen Charakter des Gesetzes 
anbelangt, so wurde dieses im Parlamente als ein Verfassungs- 
gesetz proclamiert und in der feierlichen Form eines statuta- 
rischen Gesetzes promulgiert. Ein Gutachten des Staatsrathes 
vom 23. Februar 1878 bezeichnet das Gesetz als „legge di 
diritto pubblico interno, organica e politica, che puö qualifi- 
carsi una legge fondamentale dello stato". Das Gesetz selbst 
besagt, dem gemeinen Rechte derogierend, im § 19 : „In allen 
Angelegenheiten, welche Gegenstand des gegenwärtigen Ge- 
setzes sind, hört die Rechtskraft jeder noch giltigen Anord- 
nung auf, insoferne sie dem gegenwärtigen Gesetze wider- 
streitet.'^ — Nach der ratio legis, wie nach dem unzweideu- 
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tigen "Wortlaute des Gesetzes sind die Bestimmungen desselben 
von der jeweiligen Person des Papstes unabhängig. — Im 
übrigen ist das Gesetz einseitig von der gesetzgebenden Ge- 
walt Italiens erlassen worden und kann soLin auch im gleichen 
Wege wieder einseitig nach Belieben verändert oder im ganzen 
aufgehoben werden. 

Einen völkerrechtlichen Charakter vermag das Gesetz 
in keiner Weise zu beanspruchen. 



In völkerrechtlicher Beziehung obliegt hier zunächst nur 
die Beantwortung der Doppelfrage nach der Stellung, welche 
einerseits Seine Heiligkeit der Papst und andererseits die 
fremden Mächte dem sogenannten Garantiegesetze gegenüber 
von Anfang an eingenommen haben und dermalen noch be- 
haupten. — Was nun in erster Linie Seine Heiligkeit anbe- 
langt, so hat der Papst von jeher das sogenannte Garantie- 
gesetz als freche Beleidigung und lächerliche Anmaßung 
zurückgewiesen, wie dies schon an verschiedenen Stellen der 
vorliegenden Studie mit den eigenen Worten des heiligen 
Vaters und nach den Erklärungen der päpstlichen Regierung 
hervorgehoben und nachgewiesen werden musste. Damit war 
der heimtückische Plan des italienischen Gouvernements, die 
in der päpstlichen Doppelsouveränetät begründeten völker- 
rechtlichen Gerechtsame des Papstthumes in Privilegien oder 
Gnadenerweisungen des sogenannten Garantiegesetzes zu ver- 
kehren, a priori zum Scheitern gebracht und ad absurdum ge- 
führt. Das sogenannte Garantiegesetz konnte als ein von der 
gesetzgebenden Gewalt Italiens einseitig erlassenes Gesetz die auf 
der völkerrechtlichen Stellung des Papstes beruhenden Hechte 
des Papstthumes um kein Atom schmälern und um kein Atom 
vermehren. — Was sodann die fremden Mächte anbelangt, so 
ist denselben das sogenannte Garantiegesetz geradeso gleich- 
giltig geblieben, wie irgend welches andere Gesetz irgend 
welchen anderen Staates. Die fremden Mächte haben, wie die 
Geschichte der Diplomatie ausweist, nach der Beraubung des 
Papstes in fortdauernder Anerkennung und Bethätigung ihrer 
bisherigen völkerrechtlichen Verpflichtungen die gleichen völ- 
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kerrechtlichen Beziehungen zum heiligen Stuhle unterhalten, 
wie dies vor der italienischen Usurpation der Fall war, — 
und keine der betreflFenden Mächte ist seitdem des Bewusst- 
seins ihrer Würde so uneingedenk gewesen, mn bei Fort- 
setzung ihrer früheren Beziehungen zu der römischen Curie 
auf das inzwischen hinzugetretene sogenannte Garantiegesetz 
sich zu berufen. Diese Thatsache beweist, dass die Eechts- 
anschauung der Mächte eine ganz andere ist, als diejenige 
von M arten s, welcher annimmt, dass „die Beziehungen der 
römischen Curie zu den bestehenden Staaten jetzt keinen 
diplomatischen Charakter mehr haben, sondern nur mehr einen 
international-socialen" ; — und dass die Mächte ganz anders 
denken und handeln, als es den Intentionen Bluntschlis 
entspricht, welcher erklärt, dass „selbst die katholischen Fürsten 
als Staatshäupter nicht verpflichtet sind, dem Papste irgend 
welche Privilegien (!) zuzugestehen". 

Das sogenannte Q-arantiegesetz repräsentiert eben nur 
einen einseitigen Act der italienischen Gesetzgebung und hat 
keinen völkerrechtlichen Charakter: es ist von Anbeginn an 
vom Papste bedingungslos verdammt und von den fremden 
Mächten unentwegt ignoriert worden. 

Die von Bluntschli, Martens, Geffcken und An- 
deren in Disputation gezogene Frage, ob und inwieweit die 
italienische Regierung infolge des sogenannten Garantiegesetzes 
den Regierungen der auswärtigen Staaten gegenüber die Ver- 
antwortlichkeit für die Handlungen und Anordnungen des 
Papstes zu tragen habe, hat nach Maßgabe unseres Rechts- 
standpunktes gar keinen Sinn und nur als Curiosum, bezie- 
hungsweise als würdiges Seitenstück zu der Bluntschli'schen 
Idee einer den Päpsten bei der Papstwahl vorzulegenden 
Wahlcapitulation, sei hier noch des Märten s'schen Vorschla- 
ges gedacht, „durch ein Bündnis der weltlichen Mächte gegen 
das Oberhaupt der römisch-katholischen Kirche die Gewissens- 
freiheit und Toleranz zu vertheidigen!" 
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IL Die Elnzelbestiitimnngen des sogenannten Garantiegesetzes. 

Das sogenannte Garantiegesetz, welches ein Anhang zu vor- 
liegender Studie im italienischen Originaltexte wie in deutscher 
Übersetzung mittheilt, enthält in zwei Titeln theils (Titel I, 
Art. 1 bis Art. 13) Bestimmungen über die „Prärogativen des 
Papstes und des heiligen Stuhles^, theils (Titel II, Art. 14 
bis Art. 19) Bestimmungen über die „Beziehungen des Staates 
zur Kirche". Die Bestimmungen des zweiten Titels betreffen 
wesentlich nur das italienische Kirchenrecht. Für eine völker- 
rechtliche Betrachtung des sogenannten G-aräntiegesetzes sind 
demgemäß nur die Bestimmungen des ersten Titels von Be- 
lang. — Von den Bestimmungen des ersten Titels selbst 
beanspruchen aber wiederum keinerlei völkerrechtliches Inter- 
esse die in den Art. 4 und 5 enthaltenen Bestimmungen über 
die „jährliche Dotation des heiligen Stuhles" und über den 
päpstlichen Fortgenuss „der apostolischen Paläste, sowie der 
Vüla von Castell Gandolfo mit allen Zubehörden". — Die 
anderen Artikel des ersten Titels enthalten Bestimmungen, 
welche sich theils: 1. auf die „Behandlung des Papstes als 
eines Souveränes", theüs: 2. auf die „Unabhängigkeit des 
Papstes in Ausübung seines geistlichen Amtes", theils: 3. auf 
die „Wahl eines neuen Papstes" beziehen. 

Nach Art. 1 ist „die Person des Papstes heilig und un- 
verletzbar"; Art. 2 bedroht den Angriff auf den Papst oder 
eine Beleidigung desselben mit den nämlichen Strafen, wie 
einen Angriff gegen den König oder eine Beleidigung des 
Königs; nach Art. 3 gewährt die italienische Regierung dem 
Papste innerhalb des Königreiches die souveränen Ehren und 
hält die Ehrenvorzüge aufrecht, welche ihm von den katho- 
lischen Souveränen zugestanden sind. In Ergänzung der Be- 
stimmung, welche im Art. 1 der persönlichen Unverletzbarkeit 
des Papstes gilt, bestimmt Art. 7, dass kein Staatsbeamter in 
Ausübung seiner Amtsbefugnis in den Wohnsitz des Papstes 
ohne dessen Ermächtigung eintreten darf. Nach Art. 11 ge- 
nießen die Gesandten fremder Mächte bei dem päpstlichen 
Stuhle in dem Königreiche alle Vorrechte und Immunitäten, 
welche nach Völkerrecht den diplomatischen Agenten gebüren, 
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während zugleich den Gesandten Seiner Heiligkeit bei fremden 
Mächten dieselben Vorrechte und Immunitäten zugesichert 
werden, wie sie nach dem Gebrauche auf der Hinreise, am 
Aufenthaltsorte und bei der Rückkehr den staatlichen Diplo- 
maten zukommen. — Art. 9 bestimmt zunächst ganz all- 
gemein: „Der Papst ist vollkommen frei in der Erfüllung 
aller Functionen seines geistlichen Berufes und in der Ver- 
kündigung aller Acte dieses Berufes an den Pforten der 
Basiliken und Kirchen in Rom." Entsprechend dieser all- 
gemeinen Bestimmung untersagt sodann Art. 8 jede Nach- 
forschung, Untersuchung oder Beschlagnahme von Urkunden, 
Acten, Büchern und Registern der päpstlichen Amter und 
Congregationen, welche zu dem rein geistlichen Bereiche ge- 
hören, und entzieht Art. 10 die Geistlichen, welche kraft ihres 
Amtes in Rom an der Erlassung von kirchlichen Acten des 
heiligen Stuhles Antheil haben, in dieser Beziehung jeder 
staatlichen Belästigung, Untersuchung oder Beurtheilung, 
während Art. 12 — mit besonderer Rücksicht auf den päpst- 
lichen Post-, Telegraphen- und Courierverkehr — dafür Sorge 
trägt, dass der Papst mit den Bischöfen und der ganzen 
katholischen "Welt frei correspondieren kann ohne irgend- 
welche Einmischung der italienischen Regierung, Schließlich 
will das Gesetz im Art. 13 die freie Ausbildung der künf- 
tigen Organe der geistlichen Gewalt verbürgen, indem es 
verfügt, dass alle geistlichen Erziehungs- und Unterrichts- 
anstalten in der Stadt Rom und in den Orten vor der Stadt 
ausschließlich vom heiligen Stuhle abhängig sein sollen ohne 
irgendwelche Einmischung der königlichen Schulbehörden. — 
Mit Rücksicht auf die Wahl eines neuen Papstes bestimmt 
zunächst Art. 6, dass während der Erledigung des päpstlichen 
Stuhles keine gerichtliche oder politische Autorität aus keinerlei 
Ursachen die persönliche Freiheit der Cardinäle behindern oder 
beschränken darf. Nach Maßgabe der im gleichen Artikel ent- 
haltenen Bestimmung sorgt sodann die Regierung dafür, dass 
die Versammlung des Conclaves und dass die ökumenischen 
Concile nicht durch irgend eine öffentliche Gewaltübung ge- 
stört werden. Schließlich verfügt der bereits citierte Art. 7, 
dass kein Beamter der Staatsautorität imd kein Agent der 
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öffentlichen Macht in Ausübung seiner Amtöbefugnis in das 
Versammlungslocal eines Conclaves oder eines ökumenischen 
Conciles eintreten darf außer mit Erlaubnis des Papstes, 
beziehungsweise des Conclaves oder des Conciles. 

Überblickt man die vorstehend verzeichneten Bestim- 
mungen des sogenannten Garantiegesetzes, so können nach 
Maßgabe unseres Eechtsstandpunktes die auf die Souveränetät 
des Papstes und auf dessen geistliche Unabhängigkeit bezüg- 
lichen Artikel höchstens in dem Sinne in Beachtung gelangen, 
dass sie die staatsrechtliche Verpflichtung der italienischen 
Regierung documentieren, dem bisherigen Ausmaße der 
Völkerrechtswidrigkeiten gegen Seine Heiligkeit den Papst 
eine Schranke zu setzen und den völkerrechtlich begründeten 
Verbindlichkeiten gegen den heiligen Stuhl insoweit nach- 
zukommen, als hiezu der dermalige völkerrechtswidrige status 
quo noch eine Möglichkeit und Gelegenheit darbietet. Wie 
lässig und zahm aber der Wille der italienischen Regierung 
selbst in der Erfüllung dieser staatsrechtlichen Verpflichtung 
sich bethätigt, wird aus den Betrachtungen über die bis- 
herigen Erfahrungen mit dem sogenannten Garantiegesetze 
hervorgehen. Könnten wir demgemäß die rechtliche Bedeu- 
tung des sogenannten Garantiegesetzes hier an sich des wei- 
teren ganz ignorieren, so veranlasst doch die antikatholische 
Verwertung des Gesetzes noch zu Verwahrungen gegen die 
Interpretation und Randglossierung einzelner Artikel und 
zwar insbesondere derjenigen, welche sich auf die Heiligkeit 
und Unverletzbarkeit der Person des Papstes, sowie auf dessen 
actives und passives Gesandtschaftsrecht beziehen. 



Was die auf die Heiligkeit und Unverletzbarkeit der 
Person des Papstes bezüglichen Artikel des sogenannten 
Garantiegesetzes anbelangt, so muss in erster Linie die höh- 
nische Behauptung (vergl. z. B. Geffcken in Holtzen- 
dorffs Handbuch, H. § 40) zurückgewiesen werden, dass 
der Papst „infolge der neuen Stellung des Papstthumes" un- 
abhängiger und unverantwortlicher geworden sei, als er je 
zuvor war, weil er nunmehr weder wegen Beleidigung eines 
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außeritalienischen Souveränes oder wegen Verletzung der ita- 
lienischen Gesetze zur Rechenschaft gezogen, noch — da 
kein Staatsbeamter die Residenz des Papstes ohne dessen 
Zustimmung betreten darf — dem Vollzuge einer civilgericht- 
lichen Entscheidung unterworfen werden könne. Im dreist 
vorausgesetzten Falle der Beleidigung eines auswärtigen Sou- 
veränes wird nämlich die fremde Regierung, wenn über ihre 
Vorstellungen keine Genugthuung erfolgt, einfach — nach 
völkerrechtlichen Grundsätzen und unter gänzlicher Ignorie- 
rung des sogenannten Garantiegesetzes — die diplomatischen 
Verbindungen mit dem heiligen Stuhle bis auf weiteres ein- 
stellen. Wessen aber die römische Curie in den beiden an- 
deren supponierten Fällen sich völkerrechtswidrig und in 
eigener Brandmarkung des sogenannten Garantiegesetzes 
durch seine Urheber zu versehen hätte, hat die italienische 
Regierung schon bei Erörterung des Entwurfes zum soge- 
nannten Garantiegesetze angedeutet, indem hiebei der Minister- 
präsident in allerdings verblümter Deutlichkeit erklärte, dass 
— beispielsweise — die Verweigerung der Herausgabe eines 
iii den Vatican entronnenen Verbrechers die Regierung zu 
sofortiger Revision des Gesetzes ad hoc ermächtigen und ver- 
anlassen würde. 

Zwei weitere hieher gehörige Punkte betreffen theils: 

I. die Eventualität eines Conflictes zwischen der geistlichen 
Souveränetät des Papstes und der Souveränetät eines welt- 
lichen Staates, theils: 2. das Recht des Papstes, Orden und 
Adelstitel zu verleihen. — In ersterer Beziehung wird näm- 
lich (vergl. z. B. Geffcken in Holtzendorffs Handbuch, 

II. § 40) die Frage aufgeworfen, welche Obliegenheit für die 
italienische Regierung in dem Falle bestände, in welchem 
der Papst Gesetze eines dritten Staates für nichtig erklären 
oder Unterthanen desselben von ihrer Gehorsamspflicht ent- 
binden würde. Wir beantworten diese Frage dahin, dass 
nicht nur nach dem geltenden Völkerrechte, sondern auch 
nach dem völkerrechtlich irrelevanten Garantiegesetze in die 
vorausgesetzte Handlung als in eine auf der geistlichen Sou- 
veränetät des Papstes beruhende Action die italienische 
Regierung sich absolut nicht einmischen dürfte. Der sich als 
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in seinem Rechte verletzt erachtende Staat könnte zwar ein- 
schreiten gegen diejenigen katholischen Unterthanen, welche 
der päpstlichen Weisung nachgehen und „G-ott geben, was 
Gottes ist", — müsste dann aber auch selbstverständlich die 
unausbleiblichen Folgen seines Einschreitens über sich ergehen 
lassen. — Schließlich wird (z. B. von Geffcken in Holtzen- 
dorffs Handbuch, II. § 40) behauptet, dass der Papst zwar 
noch Orden verleihen könne, „weil die Befugnis dazu nicht 
Souveränen allein zustehe, sondern auch manche Ritterorden 
sich durch Wahl der Capitel ergänzen", — dass der Papst 
aber „sicher nicht mehr zur Verleihung von Adelstiteln be- 
rechtigt sei, welche Staatshäuptem allein zukomme". Diese 
Behauptung ist jedoch nicht nur im Widerstreite mit der 
anerkannten völkerrechtlichen Praxis, sondern auch theoretisch 
die nackte Willkürlichkeit. Abgesehen vom erwiesenen recht- 
lichen Fortbestande der päpstlichen Doppel -Souveränetät 
führen noch heutzutage die mächtigsten Souveräne gerade 
an hervorragendster Stelle solche Adelstitel oder „Ruhmes- 
prädicate", welche denselben von Päpsten verliehen worden 
sind, dergestalt, dass nach der Theorie Geffckens — 
exempli causa — infolge des sogenannten Garantiegesetzes 
rechtlich von keiner „Kaiserlichen und Königlichen Aposto- 
lischen Majestät" und von keinem „Apostolischen Könige von 
Ungarn" mehr die Rede sein dürfte: „difficile est, satyram 
non scribere", beziehungsweise „risum teneatis amici!" 

* 

In Ansehung des päpstlichen Gesandtschaftsrechtes ist 
nicht genug zu betonen, dass, wie schon an früherer Stelle 
nachgewiesen wurde, dasselbe in absoluter Übereinstimmung 
mit der völkerrechtlichen Theorie und Praxis durch Seine 
Heiligkeit lediglich als Souveränetätsrecht ausgeübt wird 
und zwar selbstverständlich in voller Unabhängigkeit vom 
sogenannten Garantiegesetze und in dessen gänzlicher Igno- 
rierung durch den Papst und die Mächte. Äußerungen im Stile 
Geffckens (vergl. Heffter-Geffcken, Völkerrecht, § 41), 
wonach „auswärtige Mächte Gesandte beim Papste nur be- 
glaubigen können, indem Italien ihnen die Voraussetzungen 
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ihrer Thätigkeit gewährt", sind demgemäß wissenschaftlich, 
wie nach dem Rechtsstandpunkte des Papstes und der Mächte 
einfach ganz und gar sinn- und bedeutungslos. Wenn die ita- 
lienische Regierung einmal versuchen wollte, einem von einer 
katholischen oder akatholischen Großmacht an den Papst 
entsendeten Botschafter das Recht der Exterritorialität zu 
verweigern, so würde dieselbe sofort in peinlicher Weise zu 
empfinden haben, dass die europäischen Großmächte zwar 
unter Umständen fremde Beraubungen ignorieren können, 
jedoch Völkerrechtswidrigkeiten gegen eigenes Recht und 
eigene Würde zu dulden nicht gewillt sind. 

Indem wir uns hienach lediglich mit den Versuchen be- 
schäftigen, sogar das völkerrechtlich ganz irrelevante soge- 
nannte Garantiegesetz in antikatholischem Sinne zu verwerten, 
weisen wir vor allem — mit Rücksicht auf das active Ge- 
sandtschaftsrecht des Papstes — die Annahme zurück, dass 
Art. 11, welcher den Gesandten Seiner Heiligkeit bei fremden 
Mächten innerhalb des Königreiches die „Vorrechte und 
Immunitäten der staatlichen Diplomaten" zusichert, hiebei 
unter den „staatlichen Diplomaten" die Gesandten des ita- 
lienischen Staates und nicht die durchreisenden Gesandten 
fremder Mächte verstehe. Eine derartige Annahme entbehrt 
jeden Sinnes, da ja ein Gesandter in dem Staate seiner 
Heimat gar keine besonderen „Vorrechte und Immunitäten" 
genießt. Art. 12 bestimmt außerdem mit dürren Worten, dass 
sogar die Couriere des Papstes innerhalb des Königreiches 
den Courieren „fremder Mächte" gleich behandelt werden. — 
Unzutreffend und unhaltbar ist sodann die Entscheidung 
Geffckens in dem von Holtzendorff supponierten Falle, 
in welchem ein italienischer Bischof, dessen Verhaftung wegen 
Verletzung der Landesgesetze angeordnet worden ist, vom 
Papste mit einer diplomatischen Mission betraut würde. 
Geffcken entscheidet nämlich, dass in einem solchen Falle 
die Verhaftung des Bischofs ungeachtet des Art. 11 keinem 
rechtlichen Hindernisse begegnen würde, weil „das Gesetz 
nur von den Gesandten Seiner Heiligkeit bei den auswärtigen 
Regierungen spricht und der betreffende Bischof, solange er 
sein Beglaubigungsschreiben noch nicht übergeben hat, auch 
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noch nicht Gesandter ist." Hiebei übersieht aber Geffcken 
ganz und gar, dass nach anerkanntem und unbestrittenem 
Grundsatze des positiven Völkerrechtes die Exterritorialitäts- 
Privilegien bei officieller Ankündigung der Ankunft eines Ge- 
sandten schon vom Momente des Übertrittes über die Grenze 
beginnen (vergl. z. B. Resch, Völkerrecht, 2. Aufl., § 151, 
oder Zorn, Staatsrecht des Deutschen Reiches, IL § 38). — 
Wenn schließlich Holtzendorff und andere annehmen, 
dass seit der Beraubung des Papstes durch die italienische 
Regierung den päpstlichen Gesandten nicht mehr die beson- 
deren Auszeichnungen gebüren, die ihnen bis dahin zuerkannt 
wurden, so vergessen die betreffenden Juristen, dass den 
Legaten und Nuntien der Vortritt vor den anderen Botschaf- 
tern von jeher nicht in Anbetracht der weltlichen Souveränetät 
des Papstes, sondern mit Rücksicht auf die geistliche Sou- 
veränetät Seiner Heiligkeit zukam. Das Reglement des Wiener 
Congresses vom 19. März 1815 (über den Rang der diploma- 
tischen Agenten) bestimmt einfach, dass es diesfalls bei der 
bisherigen Übung verbleibe. Thatsächlich hat denn auch seit 
dem Eintritte der italienischen Usurpation der Herrschaft 
über den Kirchenstaat noch kein Botschafter irgend welcher 
weltlichen Macht den päpstlichen Nuntien und Legaten den 
Vortritt zu verweigern gesucht. 

Mit Rücksicht auf das passive Gesandtschaftsrecht des 
Papstes, welches selbstverständlich — wie seit Jahrhunderten, 
so auch heute noch — auf rein völkerrechtlicher Grundlage 
beruht, gelangen manche antikatholische Literpreten des so- 
genannten Garantiegesetzes zu den folgenden drei Aufstellun- 
gen: 1. dass nach dem sogenannten Garantiegesetze die ita- 
lienische Regierung (vergl. Holtzendorff, „Völkerrecht- 
liche Erläuterungen zum italienischen Garantiegesetze" im 
IV. Jahrgange der „Jahrbücher für Gesetzgebung, Verwaltung 
und Rechtspflege des Deutschen Reiches") „nicht jedem Staate 
die Absendung von diplomatischen Vertretern zuzugestehen 
habe, sondern offenbar nur den im gegenwärtigen Rechts- 
bestande von ihr selbst anerkannten Regierungen, da sonst 
der Papst ja Vertreter von depossedierten Fürsten oder Prä- 
tendenten empfangen könnte"; 2. dass nach dem sogenannten 
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Garantiegesetze die italienische Regierung eine Controle über 
die Person des Q-esandten an Seine Heiligkeit zu beanspruchen 
habe; 3. dass nach dem sogenannten Gfarantiegesetze die ita- 
lienische Regierung befugt sei, eventuell einem beim Papste 
beglaubigten Gesandten die ,, Privilegien" des Art. 11 zu ent- 
ziehen, beziehungsweise Überwachung der Wohnung und des 
Personales und — wenn Gefahr im Verzug — die Ausweisung 
des Gesandten eintreten zu lassen. Gegenüber diesen drei Auf- 
stellungen ist zunächst ganz allgemein als feststehende That- 
sache zu constatieren, dass nach völkerrechtlicher Theorie und 
Praxis die italienische Regierung sich um die bei Seiner Hei- 
ligkeit beglaubigten Gesandten überhaupt so wenig zu küm- 
mern hat, wie um die an der Newa oder am Goldenen Hom 
oder an einem sonstigen Hofe des Erdballes empfangenen 
Botschafter fremder Mächte. Im übrigen mag sodann auch 
noch speciell davon Act genommen werden, dass das soge- 
nannte Garantiegesetz selbst keinerlei Visitationsrecht des 
gesandtschaftlichen Verkehres Seiner Heiligkeit in Anspruch 
nimmt und dass für ihr Verhalten gegen die vom Papste 
empfangenen Gesandten die italienische Regierung lediglich 
den fremden Mächten haftbar und verantwortlich ist. 



IIT. Die bisherigen Erfahrungen mit dem sogenannten 

Garantiegesetze. 

Pius IX. und Leo XIH. haben bekanntlich das soge- 
nannte Garantiegesetz niemals anerkannt, sondern unentwegt 
die Völkerrechtswidrigkeit der italienischen Usurpation in die 
Erinnerung der Welt zurückgerufen. Hiebei ist von beiden 
Päpsten beharrlich darauf hingewiesen worden, dass die geist- 
liche Unabhängigkeit des Papstes dessen weltliche Souve- 
ränetät zur nothwendigen Voraussetzung habe. Die römische 
Curie verschmähte namentlich von jeher mit Entrüstung das 
mit der Würde des Papstthumes schlechtweg unvereinbarliche 
Angebot einer mit den Schicksalen der italienischen Finanzen 
verketteten Rente von Seite des Usurpators. — Das soge- 
nannte Garantiegesetz scheint übrigens- nicht nur für den 
Papst, sondern auch für die italienische Regierung nicht zu 
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B.echt zu bestehen, indem diese die wichtigsten Bestimmungen 
desselben, soweit sie der Unabhängigkeit des Papstes gelten, 
schnöder Weise bislang nicht oder doch nur höchst saumselig 
und verdrossen zu handhaben beliebte. — Angstlich hinab- 
gleitend zum gefürchteten Eadicalismus, hat das italienische 
Grouvemement seit der Sanction des sogenannten Garantie- 
gesetzes nicht einmal den Muth gefunden, das Papstthum auch 
nur gegen die scheußlichsten Injurien einer schamlosen Schand- 
presse zu schützen und zu sichern. Sogar das protestantische 
Gewissen empörte sich gegen die unzüchtige GKmpfUchkeit, 
womit die Beschimpf er der Leiche von Pius IX., die Schand- 
gesellen der Nacht vom 13. Juli 1881, durch die italienischen 
Gerichte ausgezeichnet worden sind; und mit Fug und Recht 
wirft selbst Geffcken in sittlicher Entrüstung die Frage auf: 
„Wenn solche Dinge einem Leichnam gegenüber möglich waren, 
um wie viel weniger kann dann der lebende Papst auf den Schutz 
des Gesetzes vertrauen, wenn er sich außerhalb des Vaticans 
zeigen wollte?" Die berüchtigten Entscheidungen der italieni- 
schen Tribunale in den Fällen Teodoli-Martinucci (1882) 
und der Einziehung und Convertierung der Güter der Propaganda 
(1884) ruhen in der traurigen Erinnerung aller Zeitgenossen. 

Das sogenannte Garantiegesetz hat sich nach den bisher 
mit ihm gemachten Erfahrungen in keiner Weise und Rich- 
tung bewährt. Die Sanction des Gesetzes documentierte eine 
maßlose Überschätzung der eigenen Kraft und Weisheit durch 
die italienische Regierung und eine nicht minder maßlose 
Unterschätzung jener vollkommenen Autonomie und Bewe- 
gungsfreiheit, welche für die kirchliche Obergewalt wie für 
die Katholicität seit Jahrhunderten eine Lebensbedingung 
bildet. Angesichts der Weltgeschichte, die bisher von keinem 
Beispiele zu erzählen vermag, dass der Ariadnefaden im La- 
byrinthe des Verhältnisses zwischen Kirche und Staat gefunden 
worden wäre, getraute das italienische Gouvernement sich zu, 
den Dens ex machina zu evocieren, der die Frage aller Zeiten 
löst, „indem sie die bisherige freilich äußere, aber mit dem 
Inneren verwachsene Existenz des Papstthumes vernichtet und 
dasselbe zu einem Constantinopolitanischen Patriarchat oder 
Petersburger Synodus macht". 
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Die absolute Unfähigkeit der italienischen Regierung zur 
vollständigen Sicherung der geistlichen Unabhängigkeit des 
seiner weltlichen Herrschaft beraubten Papstes und zu dies- 
fallsiger ausreichender Beruhigung der katholischen "Welt pro- 
phezeite Alfred von ßeumont bereits im Jahre 1871, 
indem er Antwort heischte auf die Frage : „Welche Garantie 
kann die Regierung bieten für die Aufrechthaltung ihrer Gra- 
rantien? Eine Regierung, die wie ein Rohr jedem Windstoße 
nachgibt, die vor jeder Kammer-Opposition zittert, die wenig- 
stens alle sechs Monate wechselt und aus der Hand in den 
Mund lebt! Welche Q-arantie soll man haben, wo die rothe 
Republik ihre Hoffnungen ungescheut und ungestraft verkündet 
und wo Garibaldis Spießgesellen morgen an das Ruder 
kommen können?'' „Das Papstthum," erklärte schon damals 
der geistreiche Verfasser der zündenden Streitschrift ,Pro Ro- 
mano Pontifice', „soll frei und unabhängig sein in der Ver- 
waltung der kirchlichen Angelegenheiten, während die ita- 
lienische Regierung, so weit sie reichen kann, unter des Papstes 
Augen die Kirchenverfassung umwälzt, die geistlichen Orden 
aufhebt, das geistliche Eigenthum einzieht, die geistlichen 
Stiftungen und Collegien auflöst und deren Vermögen zu 
anderen Zwecken verwendet, beziehungsweise in das Danaiden- 
fass ihrer Staatsschuld fließen lässt, nicht Heiligkeit der Orte 
achtet, nicht Glorie und Glanz tausendjähriger Erinnerungen, 
nicht tausendfältige Wohlthaten aller Zeiten; das Papstthum 
soll frei und unabhängig sein, nachdem es jeden factischen 
Mittels zur Ausübung seiner Autorität, ja nur zu eigenem 
Schutze, beraubt worden ist, — gegenüber einer Regierung, 
welche, abgesehen von allen im großen wie im kleinen gegen 
dasselbe geübten Gewaltthätigkeiten, Religion und Kirche und 
Papstthum selbst gegen die rohesten Angriffe in der Presse 
und im Parlamente und sogar in der Schule gegen Leute sans 
foi ni loi nicht schützen kann oder nicht schützen will, — 
gegenüber einer Regierung, welche in Rom damit beginnt, dem 
Papste seinen städtischen Palast wegzunehmen, welche seinen 
Namen vom revolutionären Janhagel verhöhnen lässt, welche 
duldet, dass auf den Stufen vor dem Mailänder Dom Druck- 
schriften über den Papst als Antichrist neben obscönen 
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Bildern feilgeboten werden, was man bald ebensowohl an den 
Thüren von Sanct Peter thun kann. Das Papstthum soll frei 
und unabhängig sein, wenn man, aller papierenen Versiche- 
rungen und Verträge spottend, den ungehorsamen pensionierten 
Papst morgen mit der vom Parlamente votierten Temporahen- 
sperre bestrafen kann. Eine ärgere contradictio in adjecto hat 
es niemals gegeben!" Seit dieser Prophezeiung und Mahnung 
des papstfreundlich gesinnten Alfred von Eeumont ist 
nahezu das Fünftel eines Jahrhundertes dahingegangen und 
heute muss selbst ein Papstfeind im Stile G-effckens (in 
Holtzendorffs Handbuch, II. § 41) unumwunden einbe- 
kennen: 1. dass die italienische Regierung „ihre Pflicht nicht 
erfüllt und mit gewissen Bestimmungen des Grarantiegesetzes 
nicht Ernst gemacht oder dieselben zu beschränken gesucht 
hat" ; 2. dass „die Fehler der italienischen Regierung selbst 
von Schriftstellern getadelt werden, denen man sicher keine 
Voreingenommenheit für das Papstthum vorwerfen kann" ; 
3. dass, „wenn auch die auswärtigen Eegierungen bisher von 
einer Intervention sich fern gehalten haben, das italienische 
Ministerium doch sehr irren würde, wenn es aus dem Schweigen 
der fremden Mächte auf deren Billigung schlösse oder glaubte, 
mit der Behauptung Mancinis, die Stellung des Papstes in 
Rom sei eine Frage, welche nur der ausschließlichen Com- 
petenz der italienischen Regierung angehöre, das letzte Wort 
gesprochen zu haben". 



ilesch, Papstthum nnd Völkerrecht. 



Schlussbetrachtung. 



Jliine Schlussbetraohtung sei der Frage nach der Even- 
tualität der Wiederherstellung einer effectiven Souveränetät 
des Papstes im Sinne einer durch die Herrschaft über Land 
und Leute oder über Staatsgebiet und Staatsunterthanen be- 
dingten Souveränetät gewidmet. 

Am Tage der Q-rundsteinlegung des Denkmales für den 
König Victor Emanuel auf dem Capitole nannte ein italie- 
nischer Minister, und zwar der Ministerpräsident Depretis, 
zum erstenmale ohne Umschweife Rom die Stadt des Königs. 
Diese in Gegenwart der königlichen Familie, der staatlichen 
Würdenträger luid des diplomatischen Corps in feierlicher 
Weise abgegebene Erklärung, wobei Depretis, gegenüber 
dem Vatican auf die Stadt zeigend, zum Könige „Alles das 
gehört Urnen für immer !^ zu sagen wagte, musste die Ent- 
rüstung des Papstes herausfordern. Der „Moniteur de Eome" 
erachtete hiebei, dass der Ministerpräsident ^mit unvergleich- 
licher Bestimmtheit den Kampf zwischen Vatican und Quirinal 
Anerkannt und die römische Frage in den klarsten Ausdrücken 
vor Europa und die Civilisation gestellt habe", während er 
zugleich das „Wer wird in diesem Riesenkampfe siegen?'* mit 
den Worten beantwortete: „Das Unglück mag das Papstthum 
in den Staub drücken, — es kann warten und ist sicher, end- 
lich doch zu triumphieren, während eine kurzsichtige Politik, 
ein unglücklicher Krieg oder irgend ein Unfall an einem Tage 
das Werk, welches ein Tag geschaffen hat, auch wieder ver- 
nichten kann." — Gegenüber der durch den „Moniteur de 
ErOme" eröfl&ieten Aussicht, welche denn auch vom Stand- 
punkte des positiven Völkerrechtes als die alleinig mögliche 
sich darbietet, behauptet allerdings die italienische Regierung 
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von ihrem usurpatorisohen Standpunkte aus einen ganz anderen 
Aiisblick in die Zukunft. Eine freiwillige Rückerstattung auch 
nur der „ewigen Stadt ** an Seine Heiligkeit den Papst wäre 
nach der Anschauung der italienischen Regierung ein poli- 
tischer Selbstmord des Königreiches und ein Verrath an der 
nationalen Einheit und Selbständigkeit, durch welchen außer- 
dem Rom nur momentan und formell an den Papst, in Wirk- 
lichkeit dagegen alsbald an die nach dem Abzüge des König- 
tliumes in die Siebenhügelstadt einziehende Revolution aus- 
geliefert würde. Jeden Versuch einer Restauration durch 
auswärtige Intervention müsste demgemäß Italien als einen 
Kriegsfall ansehen und behandeln, wie denn auch bekanntlich 
Mancini in einer Depesche vom 11. Jänner 1882 an Q-raf 
de Launay, Botschafter in Berlin, erklärte, dass kein italie- 
nischer Minister auch nur die leiseste auswärtige Einmischung 
in einer Frage erlauben könne, „che 1' Italia e fermamente 
risoluta a riguardare di ordine strettamente interno e rilevante 
della sovranitä nazionale". — Für uns und für die katholische 
"Welt steht nur das Eine fest, dass völkerrechtlich der Papst 
noch heute als der legitime Souverän des Kirchenstaates und 
insbesondere als der legitime Beherrscher Roms zu gelten 
hat. Auf ein anderes Gebiet weltlicher Herrschaft hat Seine 
Heiligkeit weder völkerrechtlich begründeten Ansprach, noch 
frivol aufgedrungene Aspiration. Das durch die Jahrhunderte 
geheiligte Wort „ubi papa, ibi ecclesia" steht in keinem Zu- 
sammenhange mit der Empfehlung von Malta, welche Insel 
nach Q-effcken'scher Auslassung dem Papste als künftige 
Residenz „ein gutes KHma" gewähren würde, oder mit dem 
neuerdings (z. B. von Stommel in seiner Schrift über „Die 
Wiederherstellung der weltlichen Herrschaft des Papstes durch 
den Fürsten Bismarck") unterbreiteten Vorschlage, wonach in 
wohlvermeinter Weise „die zweite ewige Stadt, welche gleich 
ihrer Schwester auf sieben Hügeln ruht", „Neurom '^ oder 
„Roma nova'*, d. h. Constantinopel, dem Papste als künftige 
Residenz vindiciert wird unter Berufung auf die Weissagung 
von Josef de Maistre, dass der Papst dereinst „in der 
Sophienkirche die Messe lesen werde". 

Die Ereignisse, welche der römischen Frage eine neue 

4* 
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Gestalt zu geben vermöchten, entziehen sich dermalen noch 
jeder menschlichen Berechnung und Voraussicht. — Als ein- 
zige Möglichkeit erscheint demgemäß manchen Politikern die 
Aufrechthaltung des durch das sogenannte Garantiegesetz ein- 
geführten modus vivendi, wobei allerdings das Gresetz ver- 
bessert und besser gehandhabt werden müsste, ^ damit der 
latente Antagonismus, zu dem die beiden feindlichen Mächte 
durch ihre Nachbarschaft verdammt sind, nicht acut werde". 
Der Papst könnte dann — wie Leroy-Beaulieu vermeint — 
in Bom verbleiben, wie Daniel in der Löwengrube, „sans etre 
mange par les lions.'' Das sogenannte Q-arantiegesetz hätte 
solchen Falles aufgehört, nach Visconti-Venostas Erklä- 
rung vom 9. Februar 1879, „das bloiJe Auskunftsmittel fiir 
eine gegebene politische Lage" zu sein: es erhielte vielmehr 
den Charakter und die Bedeutung einer definitiven Lösung 
der römischen Frage! — Nach imserem Dafürhalten ist da- 
gegen die dauernde Aufrechthaltung des durch das sogenannte 
Garantiegesetz eingeführten modus vivendi nicht die einzige 
Möglichkeit, sondern — umgekehrt — die einzige Unmöglich- 
keit. Eine mächtige und überwältigende Eegung des katho- 
lischen Gewissens in Italien, wie eine solche durch eine 
nationale Katastrophe und Heimsuchung bewirkt werden mag, 
kann heute eine Majorität im Parlamente schaffen, welche 
einen edlen König des Zwanges entbindet, als Gefangenhalter 
des Stellvertreters Christi auf Erden zu dienen ; die fortge- 
setzte und vielleicht noch potenzierte Knechtung und Eni- 
würdigung des Oberhauptes der katholischen Kirche kann 
morgen zur Beseitigung eines völkerrechtswidrigen Zustandes 
durch die Litervention auswärtiger Mächte führen; nicht un- 
möglich sogar,*" dass, wenn dereinst der entfesselte Sturm der 
socialen Revolution vernichtend über das junge Königreich 
dahinbraust, gerade dann das Papstthum in seine uralten und 
unveräußerlichen Herrschaftsrechte wieder eingesetzt wird. 
„Gottes Miihlen mahlen langsam" und „des Herrn Wege sind 
wunderbar wie seine Eathschlüsse unerforschlich!" 



ANHANG. 



Das italienische Garantiegesetz 

vom 13. Mai 1871. 



Vittorio Emanuele II. 

gmia d' Dio e per volonta della Nazione 
Re d'Italia. 



II Senato e la Camera dei De- 
putat! hanno approvato; 

Noi abbiamo sanzionato e pro- 
mulghiamo quanto segue: 

Titolo I. 

Prerogatiye del Sonimo Ponteftce 
e della Santa Sede. 

Art. 1. 

La persona del Sommo Ponte- 
fice e Sacra ed inviolabile. 

Art. 2. 

L'attentato contro la persona 
del Sommo Pontefice e la provo- 
cazione a commetterlo sono puniti 
coUe stesse pene stabilite per l'atten- 
tato e per la provocazione a com- 
metterlo contro la persona del Re. 

Le offese e le ingiurie pubbliche 
commesse direttamente contro la 
persona del Pontefice con discorsi, 



Wir Victor Emanuei IL, 

von Gottes Gnaden und nach des Volkes Willen 
König von Italien, 

haben mit Zustimmung des Senates 
und der Kammer der Abgeordneten 
als Gesetz sanctioniert und ver- 
künden, was folgt: 

Titel I. 

Prärogative des Papstes und des 
heiligen Stuhles. 

Art. 1. 

Die Person des Papstes ist 
heilig und unverletzbar. 

Art. 2. 

Ein Angriff gegen die Person 
des Papstes und die Anreizung, 
einen solchen zu begehen, werden 
ebenso bestraft, wie ein Angriff 
auf die Person des Königs und die 
Anreizung zu demselben. 

Beleidigungen und öffentliche 
Beschimpfungen, welche unmittel- 
bar gegen die Person des Papstes 
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con latti, o coi mezzi indicati nel 
l'art. 1 della Legge sulla stampa, 
sono punite coUe pene stabilite al- 
l'articolo 19 della Legge stessa. 

I detti reati sono d'azione pub- 
blica e di competenza della Corte 
d'Assise. 

La discussione suUe materie 
religiöse 6 pienamente libera. 



Art. 3. 

n Govemo italiano rende al 
Sommo Pontefice nel territorio del 
Regno gli onori sovrani e gli man- 
tiene le preminenze d*onore ricono- 
sciutegli dai Sovrani cattolici. 

II Sommo Pontefice ha facolta 
di tenere il consueto numero di 
gaardie addette alla sua persona 
e aUa custodia dei palazzi, senza 
pregiudizio degli obblighi e doveri 
risultanti per tali guardie dalle leggi 
vigenti nel Regno. 



Art. 4. 

E conservata a favore della 
Santa Sede la dotazione dell'annua 
rendita di lire 3,225.000. 

Con questa somma, pari a quella 
inscritta nel bilancio romano sotto 
il titolo: „Sacri palazzi apostolici, 
Sacro collegio, Congregazioni eccle- 
siastiche, Segreteria di Stato ed Or- 
dine diplomatico all'estero", s'inten- 
derk provvednto al trattamento del 
Sommo Pontefice e ai vari bisogni 
ecclesiastici della Santa Sede, alla 
manutenzione ordinaria e straor- 
dinaria e aUa custodia dei palazzi 
apostolici e loro dipendenze, agli 
assegnamenti, giubilazioni e pen- 
sioni delle guardie, di cui nell'arti- 



veriibt werden durch Reden oder 
Thaten oder mit den in Artikel 1 
des Gesetzes über die Presse ge- 
nannten Mitteln, werden nach Ar- 
tikel 19 desselben Gesetzes bestraft. 

Diese Verbrechen werden durch 
öflFentliche Klagen verfolgt uud 
fallen in die Competenz des Schwur- 
gerichtshofes. 

Die Erörterung religiöser Fra- 
gen ist vollkommen frei. 

Art. 3. 

Die italienische Regierung ge- 
währt dem Papste innerhalb des 
Königreiches die souveränen Ehren 
und hält die Ehrenvorzüge aufrecht, 
welche ihm von den katholischen 
Souveränen zugestanden werden. 

Der Papst hat die Macht, die 
herkömmliche Anzahl von Wachen 
fär seine Person und zur Bewa- 
chung der Paläste zu halten, ohne 
Benachtheiligung der Pflichten, 
welche aus den Gesetzen des König- 
reiches fiir solche Wachen sich 
ergeben. 

Art. 4. 

Zu Gunsten des heiligen Stuhles 
wird eine jährliche Dotation von 
3,225.000 Lire fort entrichtet. 

Durch diese Summe ebenso 
wie durch die in der römischen 
Bilanz unter dem Titel: „Heilige 
apostolische Paläste, Heiliges Col- 
legium, Kirchliche Congregationen, 
Staatssecretariat und diplomatische 
Amter" emgetragenen Vermögens- 
theile, soU für den Unterhalt des 
Papstes und die verschiedenen 
kirchlichen Bedürfiiisse des heili- 
gen Stuhles, für die ordentlichen 
und außerordentlichen Ausgaben 
und die Bewachung der apostoli- 
schen Paläste uud ihrer Zubehörden, 
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colo precedente, e degli addetti alla 
Corte pontificia, ed alle spese even- 
tualis nonche alla manutenzione 
ordinaria e alla custodia degli an- 
nessi musei e biblioteca, e agli asse- 
^amenti, stipendi e pensioni di 
quelli che sono a ci6 impiegati. 

La dotazione di cui sopra, sarä 
inscritta nel Gran Libro del debito 
pubblico, in forma di rendita per- 
petua ed inalienabile nel nome della 
Santa Sede; e durante la vacanza 
della Sede si continuerä a pagarla 
per supplire a tutte le occorrenze 
propie della Cbiesaromanain questo 
intervallo. 

Essa resterä esente da ogni 
specie di tassa od onere govema- 
tivo, comunale o provinciale: e 
non potri essere diminuita neanche 
nel caso che il Governo italiano 
risolvesse posteriormente di assu- 
mere a suo carico la spesa concer- 
nente i musei e la biblioteca. 



Art. 5. 

II Sommo Pontefice, oltre la 
dotazione stabilita nelParticolo pre- 
cedente, continua a godere dei pa- 
lazzi apostolici Vaticano e Latera- 
nense con tutti gli edifici, giardini 
e terreni annessi e dipendenti, non 
che della villa di Castel Gandolfo 
con tutte le sue attinenze e di- 
pendenze. 

I detti palazzi, villa ed annessi, 
come pure i musei, la biblioteca 
e le collezioni d'arte e d'archeo- 
logia ivi esistenti spno inalienabili, 



für die Gehalte und die Pensionen 
der im vorigen Artikel erwähnten 
Wachen und der Angestellten des 
päpstlichen Hofes und iur die üb- 
rigen Ausgaben desselben, ebenso 
für die ordentliche Instandhaltung 
und Bewachung der betrefiFenden 
Museen und der Bibliothek und 
für die Gehalte und Pensionen derer 
gesorgt werden, denen dieses Ge- 
schäft übertragen ist. 

Diese Dotation soll in dem 
großen Schuldbuch des Staates 
eingetragen werden in Form einer 
fortdauernden und unveräußer- 
lichen Rente auf den Namen des 
heiligen Stuhles; während der Er- 
ledigung dieses Stuhles wird sie 
fortbezahlt, damit in der Zwischen- 
zeit für die Bedürfnisse der römi- 
schen Kirche gesorgt werde. 

Dieselbe bleibt von jeder Taxe 
oder Steuer an den Staat, die Ge- 
meinde oder die Provinz frei und 
kann auch in dem Falle nicht 
vermindert werden, wenn die ita- 
lienische Regierung später die 
Kosten für die Museen und die 
Bibliothek auf sich nehmen sollte. 



Art. 5. 

Der Papst fahrt fort, abgesehen 
von der in dem vorhergehenden 
Artikel festgesetzten Dotation, die 
apostolischen Paläste im Vatican 
und Lateran mit allen Gebäuden, 
Gärten und allen Zubehörden und 
ebenso die Villa von Castell Gan- 
dolfo mit allen Zubehörden zu 
genießen. 

Die bezeichneten Paläste, Yüla 
und Zubehörden, wie insbesondere 
die Museen, die Bibliothek, die 
Kunstsammlungen und die archäo- 
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esenti da ogni tassa o peso e da 
espropriazione per causa di utilita 
pubblica. 



Art. 6. 

Durante la vacauza della Sede 
pontiücia, nessuna Autoritä giudi- 
ziaria o politica poträ per qualsiasi 
causa porre impedimento o limita- 
zione alla libertä, personale dei Car- 
dinali. 

H Govemo prowede a che le 
adunanze del Conclave e nei Con- 
cili ecumenici non siano turbate 
da alcuna estema violenza. 



Art. 7. 

Nessun uf&ciale della pubblica 
Autoritä od agente della forza 
pubblica puo, per esercitare atti 
del proprio ufficio, introdursi nei 
palazzi e luoghi di abituale resi- 
denza o temporaria dimora del 
Sommo Pontefice, o nei quali si 
trovi radunato un Conclave o un 
Concilio ecumenico, se non auto- 
rizzatto dal Sommo Pontefice, dal 
Conclave o dal Concilio. 

Art. 8. 

E vietato di procedere a visite, 
perquisizioni o sequestri di carte, 
documenti, libri o registii negli 
uffici e congregazioni pontificie, ri- 
vestiti di attribuzioni meramente 
spirituali. 

Art. 9. 

II Sommo Pontefice h pienamente 
libero di compiere tutte le funzioni 
del suo ministero spirituale, e di 
fare affiggere alle porte delle basi- 



logtschen Sammlungen sind unver- 
äußerlich, tax- und steuerfrei und 
der Expropriation aus Gründen des 
öffentlichen Wohles nicht unter- 
worfen. 

Art. 6. 

Während der Erledigung des 
päpstlichen Stuhles darf keine ge- 
richtliche oder politische Autorität 
aus keinerlei Ursachen die per- 
sönliche Freiheit der Cardin äle be- 
hindern oder beschränken. 

Die Regierung sorgt dafiir, dass 
die Versammlung des Conclaves 
und dass die ökumenischen Concile 
nicht durch irgend eine öffentliche 
Gewaltübung gestört werden. 

Art. 7. 

Kein Beamter der Staatsauto- 
rität und kein Agent der öffent- 
lichen Macht darf in Ausübung 
seiner Amtsbefugnis in die Paläste 
oder die gewöhnliche Residenz oder 
den zeitweiligen Aufenthalt des 
Papstes, noch in das Versammlungs- 
local eines Conclaves oder eines 
ökumenischen Conciles eingreifen, 
ausser mit Erlaubnis des Papstes, 
des Conclaves oder des Conciles. 

Art. 8. 

Jede Nachforschung , Unter- 
suchung oder Beschlagnahme von 
Urkunden, Acten, Büchern oder 
Registern der päpstlichen Amter 
und Congregationen , welche zu 
dem rein geistlichen Bereiche ge- 
hören, ist untersagt. 

Art. 9. 

Der Papst ist vollkommen frei 
in der Erfüllung aller Functionen 
seines geistlichen Berufes und in 
der Verkündigung aller Acte dieses 



57 



liehe o chiese di Roma tntti gli 
atti del suddetto suo ministero. 

Art. 10. 

Gli ecclesiatici che per ragione 
d'ufficio partecipano in Roma al- 
l'emanazione degli atti del Ministero 
spirituale della Santa Sede non 
sono soggetti per cagione di essi a 
nessuna molestia, investigazione o 
sindacato dell' Autorit& pubblica. 

Ogni persona straniera inve- 
stita di ufficio ecclesiastico in Roma 
gode delleguarentigie personali com- 
petenti ai cittadini italiani in virtü 
delle leggi del Regno. 

Art. 11. 

Gli inviati dei Govemi esteri 
presso Sua SantitA godono nel 
Regno di tutte le prerogative ed 
immunitä, che spettano agli agenti 
diplomatici, secondo il diritto inter- 
nazionale. 

Alle oifese contro di essi sono 
estese le sanzioni penali per le 
ofFese agli inviati delle potenze 
estere presso il Govemo italiano 

Agli inviati di Sua Santitä 
presso i Govemi esteri sono assi- 
curate nel territorio del Regno le 
prerogative ed immunitä di uso 
secondo lo stesso diritto nel re- 
carsi al luogo di loro missione e 
nel ritomare. 



Art. 12. 

II Sommo Pontefice corrisponde 
liberamente coli' Episcopato e con 
tutto il mondo cattolico, senza ver- 
una ingerenza del Govemo italiano. 

A tal fine gli e data facoltä di 
Stabilire nel Vaticano o in altra 
sua residenza uföci di posta e di 



Berufes an den Pforten der Basiliken 
und Kirchen von Rom. 

Art. 10. 

Die Geistlichen, welche kraft 
ihres Amtes in Rom an der Er- 
lassung von kirchlichen Acten des 
heiligen Stuhles Antheil haben, sind 
in dieser Hinsicht keiner staat- 
lichen Belästigung, Untersuchung 
oder Beurtheilung unterworfen. 

Jeder Fremde, der mit einem 
kirchlichen Amte in Rom betraut 
ist, hat einen Anspruch auf die 
Garantien, welche den italienischen 
Bürgern nach den Gesetzen des 
Königreiches zukommen. 

Art. 11. 

Die Gesandten fremder Mächte 
bei dem heiligen Stuhle genießen 
in dem Königreiche alle Vorrecht.e 
und Immunitäten, welche nach 
Völkerrecht den diplomatischen 
Agenten gebüren. 

Beleidigungen gegen dieselben 
werden ebenso bestraft, wie Be- 
leidigungen der bei der italienischen 
Regierung beglaubigten Gesandten. 

Den Gesandten Seiner Heilig- 
keit bei fremden Regierungen 
werden dieselben Vorrechte und 
Immunitäten in dem Königreiche 
zugesichert, wie sie nach dem Ge- 
brauche auf der Hinreise, am Auf- 
enthaltsorte und bei der Rückkehr 
den staatlichen Diplomaten zu- 
kommen. 

Art. 12. 

Der Papst kann mit den Bi- 
schöfen und der ganzen katholi- 
schen Welt frei correspondieren, 
ohne irgend eine Einmischung der 
italienischen Regierung. 

Zu diesem Behufe hat er die 
Be^gnis, im Vatican oder in einer 
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telegrafo serviti da impiegati di 
sua scelta. 

L'ufficio postale pontificio potra 
corrispondere direttamente in pacco 
chiuso cogli uffici postali di cambio 
delle estere Amministrazioni o ri- 
mettere le propie corrispondenze 
agli uffici italiani. In ambo i casi 
il trasporto dei dispacci o delle 
corrispondenze munite del bollo 
delPufficio pontificio sarä esente 
da ogni tassa o spesa pel territorio 
italiano. 

I corrieri spediti in nome del 
Sommo Pontefice sono pareggiati 
nel Regno ai corrieri di Grabinetto 
dei Governi esteri. 

L'ufficio telegrafico pontificio 
sarä collegato colla rete telegrafica 
del Regno a spese dello Stato. 

I telegrammi trasmessi dal 
detto ufficio con la qualifica au- 
tenticata di pontifici saranno rice- 
vuti e spediti con le prerogative 
stabilite pei telegrammi di Stato e 
con esenzione da ogri tassa nel 
Regno. 

Gli stessi vantaggi godranno 
i telegrammi del Sommo Pontefice, 
o firmati d'ordine suo, che, muniti 
del bollo della Santa Sede, ver- 
ranno presentati a qualsiasi ufficio 
telegrafico del Regno. 

I telegrammi diretti al Sommo 
Pontefice saranno esenti dalle tasse 
messe a carico dei destinatari. 



Art. 13. 

Nella cittä, di Roma e nelle sei 
sedi suburbicarie i seminari, le acca- 
demie, i coUegi e gli altri istituti 
cattolici fondati per la educazione 



anderen Residenz eine eigene Post- 
und Telegraphen-Anstalt mit An- 
gestellten seiner Wahl zu halten. 

Das päpstliche Postamt kann 
in directen Packeten mit fremden 
Posten correspondieren oder seine 
Correspondenz den italienischen 
Postämtern anvertrauen. In beiden 
Fällen ist der Transport der De- 
peschen und Correspondenzen, w^el- 
che mit dem päpstlichen Siegel be- 
zeichnet sind, frei von allen Taxen 
und Spesen in dem Königreiche 
Italien. 

Die Couriere des Papstes wer- 
den in dem Königreiche den Cou- 
rieren fremder Mächte gleich be- 
handelt. 

Der päpstliche Telegraph wird 
auf Staatskosten mit dem Tele- 
graphennetze des Königreiches ver- 
bunden werden. 

Die Telegramme der päpst- 
lichen Amter, die als solche be- 
zeichnet sind, werden ebenso in 
Empfang genommen und spediert 
mit demselben Vorrechte, wie die 
Telegramme des Staates ohne alle 
Gebüren im Königreiche. 

Dieselben Vortheile genießen 
die Telegramme des Papstes oder 
die im Auftrage desselben mit dem 
Stempel des heiligen Stuhles ver- 
sehenen Telegramme, welche irgend 
einem Telegraphenamte des König- 
reiches übergeben werden. 

Die unmittelbar an den Papst 
gerichteten Telegramme sind frei 
von den Taxen, welche von den 
Adressaten bezahlt werden. 

Art 18. 

Die Seminare, die Akademien, 
die CoUegien und die übrigen ka- 
tholischen Anstalten zur Erziehung 
und zur Ausbildung von Geistlichen 
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e coltura degli ecclesiastici conti- 
nueranno a dipendere unicamente 
dalla Santa Sede, senza alcuna in- 
gerenza delle Autoritä scolastische 
del Kegno. 



TItolo II. 
Belazioni dello Stato eolla Chiesa. 



Art. 14. 

E aboiita ogni restriaione spe- 
ciale alPesercizio del diritto di riu- 
nione dei membri del clero cattolico. 



Art. 15. 

E fatta rinuncia dal Governo 
al diritto di legazia apostolica in 
Sicilia ed in tutto il Kegno al di- 
ritto di nomina o proposta nella 
collazione dei benefici maggiori. 

I vescovi non saranno richiesti 
di prestare giuramento al Ee. 

I beneüci maggiori e minori 
non possono essere conferiti se non 
a cittadini del Regno, eccettoche 
nella cittä di Roma e nelle sedi 
suburbicarie. 

Nella collazione dei benefici di 
patronato regio nulla e innovato. 



Art 16. 

Sono aboliti ,,1' exequatur e pla- 
cet" regio ed ogni altra forma di 
assenso governativo per la pubbli- 
cazione ed esecuzione degli atti 
delle Autoritä. ecclesiastiche. 

Per6 fino a quando non sia 



in der Stadt Rom und in den Orten 
vor der Stadt werden auch in Zu- 
kunft ausschlieslich von dem hei- 
ligen Stuhle abhängig sein, ohne 
irgend eine Einmischung der könig- 
lichen Schulbehörden. 

Titel II. 

Beziehungen des Staates zur 
Kirche. 

Art. 14. 

Die besonderen Beschränkun- 
gen, welche die Ausübung des Ver- 
sammlungsrechtes der katholischen 
Geistlichkeit beschränken, sind auf- 
gehoben. 

Art. 15. 

Die Regierung verzichtet aui 
das Recht einer apostolischen Le- 
gation in Sicilien und für das ganze 
Königreich auf das Recht der Er- 
nennung zu den höheren Kirchen- 
ämtem, sowie auf die Vorschläge 
zu denselben. 

Die Bischöfe werden nicht 
verhalten werden, dem Könige den 
Eid zu leisten. 

Die höheren und die niederen 
Kirchenpfründen dürfen nur an 
italienische Staatsbürger vergeben 
werden, mit Ausnahme derer in der 
Stadt Rom und in deren Vorstädten. 

In der Verleihung der könig- 
lichen Patronatspfründe wird nichts 
geändert. 

Art. 16. 

Abgeschafft sind das „Exequa- 
tur" und das königliche „Placet" 
und jede andere Form von Re- 
gierungszustimmung zu der Ver- 
öffentlichung und Ausführung von 
Acten der kirchlichen Autorität. 
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altrimenti proweduto nella legge 
speciale di cui alP articolo 18, riman- 
gono soggetti „all'exequatur e pla- 
cet" regio gli atti di esse Autorita 
che riguardano la destinazione dei 
beni ecclesiastici e la provvista dei 
benefici maggiori e minori, eccetto 
quelli della cittä, di Roma e delle 
sedi suburbicarie. 

Restano ferme le disposizioni 
delle leggi civili rispetto alla crea- 
zione e ai modi di esistenza degli 
istituti ecclesiastici ed alienazione 
dei loro beni. 



Art. 17. 

In materia spirituale e disci- 
plinare non e ammesso richiamo 
od appello contro gli atti delle 
Autoritä ecclesiasticbe, ne e loro 
riconosciuta od accordata alcuna 
esecuzione coatta. 

La cognizione degli effetti giu- 
ridici, cosi di questi come d'ogni 
altro atto di esse Autoritä, appar- 
tiene alla giurisdizione civile. 

Per6 tali atti sono privi di 
eiFetto se contrari alle leggi dello 
Stato od aJl'ordine pubblico o lesivi 
dei diritti dei privati, e vanno sog- 
getti alle leggi penali se costituis- 
cono reato. 



Art. 18. 

Con legge ulteriore sarä prov- 
veduto al riordinamento, alla con- 
servazione ed alla amministrazione 
delle proprietä ecclesiatiche nel 
Jtegno. 



Es bleiben daher, bis durch das 
besondere im Art. 18 vorgesehene 
Gesetz ein Anderes bestimmt wird, 
dem Exequatur und dem königlichen 
Place t noch diejenigen Acte der 
kirchlichen Autorität unterworfen, 
welche die Verfügung über die 
Kirchengüter und die Einkünfte 
der höheren und niederen Pfründen 
betreffen, mit Ausnahme derer der 
Stadt Rom und deren Vorstädte. 

Es bleiben in Kraft die Be- 
stimmungen der bürgerlichen Ge- 
setze über die Gründung und die 
Existenzbedingungen kirchlicher In- 
stitute und die Veräußerung ihrer 
Güter. 

Art. 17. 

In geistlichen Dingen und in 
Sachen der Disciplin ist keine Klage 
oder Berufung gegen Acte der kirch- 
lichen Autoritäten zulässig, noch 
wird denselben irgend eine Aner- 
kennung oder ein Zwangsbeistand 
gewährt. 

Die Entscheidung über die ge- 
richtlichen Wirkungen solcher wie 
aller anderen Acte jener Autorität 
gehört der bürgerlichen Gerichts- 
barkeit zu. 

Daher sind alle solche Acte 
wirkungslos, wenn sie den Staats- 
gesetzen oder der öffentlichen Ord- 
nung widerstreiten oder Privat- 
rechte verletzen, und sind den Straf- 
gesetzen unterworfen, wenn sie eine 
strafgerichtliche Verschuldung ent- 
halten. 

Art. 18. 

Durch ein künftiges Gesetz soll 
für eine neue Ordnung, Erhaltung 
und Verwaltung der Kirchengüter 
in dem Königreiche gesorgt werden. 
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Art. 19. 

In tutte le materie che formano 
oggetto della presente Legge cessa 
di avere effetto qualunque disposi- 
zione ora vigente in quanto sia con- 
traria alla legge medesima. 

Ordiniamo che la presente, mu- 
nita del Sigillo dello Stato, sia in- 
serta nella Raccolta ufficiale delle 
leggi e dei Decreti del Regno d'Ita- 
lia, mandando a chiunque spetti di 
osservarla e di farla osservare corne 
legge dello Stato. 



Torino, il 13 maggio 1871. 

Yittorio Emanuele. 

G. Lanza. 

E. Visconti- Venosta. 

Giovanni de Falco. 

Qnintino Sella. 

C. Correnti. 

C. Ricotti. 

G. Acton. 

Castagnola. 

G. Gadda. 



Art. 19. 

In allen Dingen, welche durch 
das gegenwärtige Gesetz geordnet 
werden, verlieren alle bisher be- 
stehenden Verordnungen, soweit 
sie mit diesem Gesetz im Wider- 
spruche sind, ihre Wirksamkeit. 

Wir verordnen, dass gegen- 
wärtiges mit dem Staatssiegel ver- 
sehenes Gesetz in die officielle 
Gesetzes- und Verordnungssamm- 
lung des Königreiches Italien aufge- 
nommen werde und gebieten jeder- 
mann, dasselbe als Staatsgesetz zu 
beachten und beachten zu lassen. 

Turin, den 13. Mai 1871. 

Victor EmanueL 

G. Lanza. 

E. Visconti- Venosta. 

Giovanni de Falco. 

Quintino Sella. 

C. Correnti. 

C. Eicotti. 

G. Acton. 

Castagnola. 

G. Gadda. 
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